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Der Mauerbau vor 56 Jahren. VOS gegen das Vergessen der Diktatur 
In diesem Jahr beteiligten sich die Politiker am Gedenken,bei dem die VOS in erster Reihe stand 
  

Obwohl es in diesem Jahr kein 
rundes Datum zum Gedenken an 
die Errichtung des Antifaschisti-
schen Schutzwalls gab, haben der 
Umfang und die Intensität des Ge-
denkens wieder zugenommen. 
Nicht zuletzt, weil die VOS – viel-
fach in der Freiheitsglocke – das 
Desinteresse der letzten Jahre mar-
kant angeprangert hat. Allein die 
Vorwürfe und Klagen, die in die-
sem Jahr mit dem Gedenken an den 
Volksaufstand vom Juni 1953 ver-
bunden waren, haben Politik und 
Medien wachgerüttelt, wobei sicher 
der allmählich anlaufende Wahl-
kampf ein Übriges tat. Letzteres 
muss freilich nicht negativ gewertet 
werden. Würde man die SBZ-
DDR-Opfer nicht für eine große 
Gruppierung halten, so würde man 
sie im Wahlkampf vermutlich 
übergehen. Wäre dem nicht so, hät-
te es gewiss den Besuch von Kanz-
lerin Merkel in der Stasi-Opfer-

Gedenkstätte Berlin- Hohenschön-
hausen nicht gegeben. 

Die VOS hat sich in Vorbereitung 
auf die Veranstaltungen zum  

13. August und auch bei der 
Durchführung der Gedenkfeiern 
nachdrücklich eingebracht. Das be-
zieht sich nicht nur auf Berlin, wo 
an mehreren Stellen VOS-
Mitglieder teilnahmen, sondern 
auch auf viele Regionen vor allem 
in den Neuen Bundesländer.  

So trat in Görlitz Vorstandsmit-
glied Martin Pescheck am Gedenk-
stein in der Reichertstraße mit den 
Bundestagsabgeordneten Michael 
Kretschmer und Thomas Jurk, dem 
Landrat Bernd Lange und Oberbür-
germeister Siegfried Deinege als 
Redner auf. Eingeladen hatten die 
Stadt Görlitz und die CDU.  

In Eisenach hatte VOS-Kamerad 
Joachim Kleemann das Gedenken,
das unter der Überschrift „Neue 
Mauern engen ein und töten sogar 

Menschen“ an der Georgenkirche
stattfand, organisiert. Auch hier be-
teiligten sich Vertreter der demo-
kratischen Parteien sowie Pfarrer 
Stephan Köhler. Im Mittelpunkt 
stand die Ehrung der Opfer von 
Gewalt und Diktatur, die nach 56 
Jahren nicht vergessen sein dürfen.  

Im sächsischen Freiberg organi-
sierte die dortige Bezirksgruppe der 
VOS eine Feier mit Kranzniederle-
gung am Donatsfriedhof, wo sich 
der Gedenkstein für die Opfer des 
Stalinismus befindet. Hier nahmen 
ebenfalls Politiker teil.  

Zu den Höhepunkten gehörte der 
sechste Maueropfergedenklauf, bei 
dem mehrere Läufer kleinere Blu-
mensträuße am Mahnmal für Dorit 
Schmiel niederlegten. Die junge 
Frau war 1962 bei einem Flucht-
versuch gestorben. Besondere Be-
achtung fand Kay Giese aus Buxte-
hude mit einer spontan gehaltenen 
Rede. Er ist der einzige Sportler, 

der alle sechs Läufe bis 
zum Ende absolvierte.  

Bereits am 12. August 
lud das Forum zur kriti-
schen Auseinandersetzung 
mit DDR-Geschichte in
Brandenburg zur Gedenk-
veranstaltung an die Opfer 
kommunistischer Gewalt-
herrschaft zur Mauerge-
denkstätte am Griebnitzsee 
ein. Hana Hláskova als 
Landesbeauftragte zur 
Aufarbeitung der Folgen 
der kommunistischen Dik-
tatur wie auch Manfred 
Kruczek waren die Red-
ner.  B. Thonn
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Wir stehen nun unmittelbar vor der 
Wahl. Viele von uns stellen sich 
die Frage, bei welcher Partei bzw. 
welchem Kandidaten unsereiner 
das viel zitierte Kreuzchen machen 
soll. Die Wahlprüfsteine, die wir 
wie gewohnt an die Parteispitzen 
gesandt haben, wurden nur im 
Programm von B’90/ Die Grünen 
berücksichtigt. Hier wurden erfreu-
licherweise die Beschlüsse der 31. 
Generalversammlung eingearbei-
tet. Damit sind die Themen wie 
Aufhebung des Halbjahreslimits, 
Vererbbarkeit der Opferrente und 
Anpassung des Betrages an die In-
flationsrate (oder ein fester Steige-
rungsbetrag pro Jahr) berücksich-
tigt. Falls es also zu einer erstmali-
gen schwarz-grünen Bundeskoali-
tion kommen sollte, hätten wir 
Hoffnung. Dass sich einige Partei-
en in Schweigen hüllen und keine 
Antwort schickten, muss natürlich 
nichts heißen. Kamerad Hugo Die-
derich hat viele Verbindungen, und 
er ist ein zäher Kämpfer. 

Zum anderen wird das Thema 
Verbesserungen für die Opfer auch 
weiter in der Fg strapaziert. Am 
Besuch der Kanzlerin in der Ge-
denkstätte Berlin- Hohenschön-
hausen haben wir erfahren, dass 
der in jeder Fg-Ausgabe geäußerte 
Unmut über die abnehmende Wür-
digung unserer Leistungen und 
Schicksale nicht einfach verhallt. 
Dieser Auftritt kann durchaus auch 
als Reaktion auf die Feststellung 
von Ehrhard Göhl gewertet wer-
den, dass außer Helmut Kohl und 
Roman Herzog kein Staatsober-
haupt eine Gedenkstätte besucht 
hat. Bei den Gedenkfeiern am 13. 
August nahmen ebenfalls endlich 
wieder wichtige Politiker teil.  

Erfreulicherweise will sich Frau 
Merkel für weitere finanzielle Mit-
tel zum Ausbau der Gedenkstätte 
Berlin-Hohenschönhausen einset-
zen. Ein guter Vorsatz, aber das 
kann nicht alles sein. Es geht da-
rum, alle Brennpunkte kommunis-
tischen Unrechts für die Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen. 
Zum Beispiel jenen am Kaßberg in 
Chemnitz. Nicht minder wichtig ist 
es, die Zeitzeugenarbeit quasi als 
Pflichtfach an allen Schulen im 
Land durchzusetzen. Noch leben 
einige Opfer-Generationen, noch 
können sie reden und das Erlebte 

an die Jugendlichen weitergeben. 
Um das flächendeckend umzuset-
zen, müssen vor allem die Rah-
menlehrpläne für den Schulunter-
richt besser beachtet und eingehal-
ten und die Lehrer in die Verant-
wortung genommen werden. Es 
kann nicht der Entscheidung ein-
zelner Lehrkräfte überlassen blei-
ben, ob sie im Geschichtsunterricht 
das DDR-Unrecht aufarbeiten oder 
ob sie lieber ihren üblichen Trott 
weitermachen.  

 

 

Auf ein Wort des 
Redakteurs 

 

 

Und es geht auch nicht an, dass 
Zeitzeugen, egal ob sie in Gedenk-
stätten oder an Schulen auftreten, 
für ein schmales Honorar und für 
einen minimalen Satz an Fahrtkos-
ten vor die Zuhörer treten. Zeit-
zeugen-Arbeit erfordert Konzen- 
tration, Vorbereitung und ist oft 
mit weiten Anfahrtswegen verbun-
den. Zudem führt das Reden über 
das eigene Schicksal nicht selten 
zu emotionalen Ausbrüchen bei 
den Referenten.  

Die Gedenkstätte Hohenschön-
hausen ist übrigens ein Beispiel für 
eine gute Zusammenarbeit zwi-
schen Opfern und Gedenkstätten-
mitarbeitern. Das beweist nicht zu-
letzt der starke Andrang auf orga-
nisierte Führungen. Ich würde mir 
für andere ehemalige Stasi- Haft-
anstalten wünschen, dass es dort 
ebenso unkompliziert läuft.  

Für beispielgebend halte ich auch 
die Dokumentation, die kürzlich 
durch die LStU Sachsen herausge-
geben wurde. Dr. Nancy Aris stellt 
darin die Schicksale von mehr als 
dreißig weiblichen und männlichen 
Häftlingen vor, die verschiedene 
Haftanstalten in der SBZ / DDR 
durchlaufen mussten. Das ist Ge-
schichte, die einen berührt, und 
man spürt, dass die Bindung an die 
Leidtragenden unmittelbar gesucht 
wird.  

Nicht gerade positiv ist hingegen 
die kürzlich in der Illu erschienene 
Kolumne von Arnold Vaatz bei 
den ehemaligen Häftlingen aufge-
nommen worden. Der stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende der 
CDU im Bundestag setzt sich darin 
mit dem Protest der Anti-RÜG- 
Demonstranten auseinander, über 

den wir schon berichtet haben und 
der von der VOS unterstützt wird. 
Er stellt die Forderung nach der 
Aufhebung der Gesetzesfassung 
von 1992 als ungerechtfertigt dar. 
Ich halte eine solche Position für 
einseitig und undifferenziert. Mag 
sein, dass jemand, der zu Zeiten 
der Teilung von einer erlaubten 
Westreise nicht in die DDR zu-
rückkehrte, prompt eine lukrative 
Beschäftigung gefunden hat und 
gute Rentenbeiträge zahlen konnte. 
Jene jedoch, die direkt über den 
Häftlingsfreikauf aus dem Knast in 
den Westen geschafft wurden, hat-
ten fast durchgehend mit einer 
Vielzahl an Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Allein die Bewältigung 
der unmittelbaren Haft-Depression 
trieb nach der Ankunft in der west-
lichen Freiheit viele in die Krank-
schreibung und zum Psychiater. 
Zudem weist der Arbeitsmarkt der 
1970er und 1980er Jahre eine 
gänzlich andere Situation, als wir 
sie heute vorfinden. Es gab Millio-
nen Arbeitslose, im Handwerk 
wurden sogar Lehrstellen gegen 
Selbstfinanzierung angeboten.  

Heute ist das anders und fast 
vergessen. Doch die Folgen sind 
geblieben. Viele von uns haben 
sich nach der Übersiedlung bei der 
Arbeitssuche weit unter Wert und 
Qualifikation verkaufen müssen. 
Manch einer – auch das habe ich 
schon mehrmals geschrieben – 
blieb vollends auf der Strecke und 
endete als Sozialfall. Da das Ren-
tenniveau im Allgemeinen – und 
im Besonderen für DDR- Über-
siedler – zurückgefahren wurde 
und zudem die Einführung des Eu-
ro die Renten halbiert, hingegen 
die Preise für fast alle Waren ver-
doppelt hat, ist das Leben unter der 
weiteren Berücksichtigung der 
drastisch gestiegenen Kosten für 
Mieten und Energie einfach zu 
teuer geworden. Ich verweise hier 
auf den Beitrag von Kamerad 
Streblow in dieser Ausgabe. Heinz 
Streblow ist ein äußerst bescheide-
ner und sparsamer Mensch, trotz-
dem kann er schon nicht mal mehr 
das Geld für die Fahrkarte zu sei-
nen Enkeln erübrigen.  

Man sieht, es ist noch viel zu tun. 
Aber wir geben nicht auf! 

 Bis zur nächsten Ausgabe 
Ihr Alexander Richter 
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Gemeinnützigkeit für 
VOS bestätigt  
Erleichterung beim Vorstand 
und in der Geschäftsstelle  
 

Gute Nachrichten aus der Bundesge-
schäftsstelle der VOS. Mit dem 
Schreiben vom 24. Juli 2017 hat das 
Finanzamt dem Verband bis vorläu-
fig 2020 die Gemeinnützigkeit bestä-
tigt. Ganz besonders freut sich darü-
ber Geschäftsführer Hugo Diederich: 
„Damit sind wir nach dem schnellen 
Abbau des Schuldenberges wieder 
einen beträchtlichen Schritt vor-
wärtsgekommen.“ Kamerad Diede-
rich dankt auf diesem Wege allen 
Kameraden, die ihn und die VOS un-
terstützt haben.  

Fg/ Bundesvorstand/ Bgf 

Wichtig in dieser Ausgabe: Die Bundestagswahl rückt näher 
 

Titelseite  
Das Gedenken steht wieder mehr im Mittel-
punkt der Politiker 
VOS ist wieder führend bei der Organisation von 
Gedenkveranstaltungen. Beeindruckende Beteili-
gung beim Mauerweglauf 
 

Redaktionsthema:  
Was erwarten wir nach der Wahl von wel-
cher Partei? 
Die Situation und die Forderungen der VOS vor 
den kommenden Bundestagswahlen  
 

Arnold Vaatz, die Super Illu und ein Aufschrei 
der Betroffenen 2 
 
 

Das ist bitter und eine eindeutige Enttäu-
schung für die SED-Opfer 
Die Wahlprüfsteine der VOS wurden nur von 
einer Partei beantwortet      
 

Reha-Gesetz, Vererbbarkeit der Opferrente 
und Halbjahreslimit und eine entsprechende 
Würdigung der Schicksale 4 – 5 
 
 

Ganze zwei Seiten für die vielen schweren 
Schicksale der Häftlinge 
Heftige Kritik an dem Buch „Lern- und Ge-
denkort Kaßberg-Gefängnis“.    6 
 

Nach wie vor gehen jedes Jahr zahlreiche 
Anträge ein 

Viel Arbeit für die sächsische Rehabilitie-
rungsbehörde in Chemnitz 6 
 

Gute Genesung und baldige Rückkehr! 
Kamerad Rainer Buchwald erkrankt     6 
 

Ich fühle mich von der Politik in Stich ge-
lassen und einfach vergessen 
Wenn einer Medikamente nehmen muss und 
es für das Fahrgeld zu den Kindern nicht reicht    7 

 
 

Vorbild und positive Disziplin halten sie 
auch mit 90 noch fit 
VOS beglückwünscht Kameradin Christine 
Härtkorn      8 
 

Die Stadt Neustrelitz legt 1.000 Euro für Ge-
denkstätte drauf 

Gedenkort zur Erinnerungsarbeit und Demo-
kratie- Erziehung und Tourismuspunkt  8 
 

Hildesheim besinnt sich auf Brüsewitz   
Gedenktafel wurde schon vor einem Jahr ange-
bracht  8 
 

Laufen Quälen für die Aufarbeitung und die 
Geschichte  
In diesem Jahr im August fand zum fünften 
Mal der Mauer-Gedenklauf statt 17 
 

Dieses Buch der Schicksale besticht durch 
Spannung und Übersicht 
Eine Sammlung in der Schriftenreihe der 
LStU-Behörde Sachsen präsentiert die Berich-
te von 31 ehemaligen Häftlingen 18 – 19 
 

Auf der nationalen und internationalen Bühne 
gutes Format bewiesen 
Barbara Große vertritt die Sache der Opfer und 
redet Klartext gegen Die Linke 20 
 

Besteht überhaupt Interesse an der Aufklärung 
dieser unwürdigen Tat? 
Noch keine Ergebnisse bei der Suche der Täter 
von Bernkastel 20 
 

Die Faschismuskeule als gnadenlos einsetzba-
re Allzweckwaffe 
Im Memelland zerstören russische Historiker 
den Ruf des Schriftstellers Bobrowski 21 
 

Dankschreiben und Spenden       21 
 

Ein Anruf im Seniorenheim   
Tagebuchgeschichten    23 
 

Viele Fotos und Erinnerungen  
Ein Besuch in Calw  23 
 

Lasst Blumen zum Gedenken sprechen 
Fortsetzung aus Neubrandenburg    23 
 

Ein fiktives Buch, das viel erzählen würde 
Einer unserer zuverlässigsten Kameraden 
dankt für die Glückwünsche zum 75.   24 
 

 

Neue Satzung der VOS          9 – 16 
Dankschreiben, Wünsche               6, 8, 21 
Briefe   8, 24 
Impressum / Antwort    24 

 

 
 

Zahl der Spender rückläufig, aber viel Engagement 
Bitte nicht nachlassen, die VOS muss stark und präsent bleiben    
 

Manfred Schulz, Christa-Maria 
Kirchner, Helmut Günther, 
Manfred Krafft, Jürgen Wendler, 
Peter Schlegel, Gottfried Freund, 
Ruth Eberle, Manfred Hessler, 
Jürgen Kurt Wenzel, Bernd 
Schnabelrauch, Erdmute und Dr. 
Walter Weller, Dr. Stefan Lind-
ner, Margarete Voigt, Gerd 
Ahnert, Günter Steinrücken, Fritz 
Hofmann, Horst Radtke, Alfred 
Herfurth, Erika Herbrich, Helga 
Hundertmark, Gottfried Gläser, 
Manfred Stecher, Vera Falke, 
Siegfried Göthel, Fritz Schaar-
schmidt, Ingrid und Michael Fa-
ber, Klaus Richter, Gottfried 

Walther, Ferdinand Gesell, Hans 
Winkelmann, Dr. Helmut Schul-
ze, Alexander Richter, Heinz 
Streblow, Dr. Peter Klopf, Rose-
marie Badock, Karl-Heinz Ulrich, 
Dieter Wendt, Gerhard Bock, Ir-
ma Sann, Werner Roestel 
 

Wir danken den Spendern, die in 
diesen Zeiten immer noch etwas 

für die VOS übrig haben. 
 

Mitgliederversammlung 
VOS-BZG Detmold-Münster 
Am 2. September 11.15 Uhr 

in Gütersloh-Avenwedde 
Gaststätte „El Greco“, 
Isselhorster Str. 247,  

33 335 Gütersloh 
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Wahlprogramme der Parteien 2017-Wir kommen hier leider nicht vor 
Die VOS erhält nur in einem Fall Antwort auf die vorgegebenen Wahlprüfsteine  
 

Wie vor jeder Bundestagswahl er-
arbeitete die Bundesgeschäftsstelle 
der VOS auch für die Wahlen im 
September 2017 Wahlprüfsteine. 
Schon im April wurden diese Prüf-
steine an die demokratischen Par-
teien, die Aussicht auf Einzug in 
den Bundestag haben, zugeschickt, 
damit diese die gestellten Fragen 
beantworten sollten. Inhalt der 
Prüfsteine ist das Verhältnis der 
Parteien zu den ehemaligen Häft-
lingen von SBZ/ DDR, wobei es 
um die Gewährung weiterer Leis-
tungen bzw. um konkrete Maß-
nahmen zu deren Besserstellung 
geht. Wie üblich sollen die Antwor-
ten in der Fg veröffentlicht werden, 
damit die Mitglieder der VOS wis-
sen, was sie von den einzelnen Par-
teien zu erwarten haben und wem 
sie womöglich ihre Stimme geben.  

Mittlerweile sind mehrere Monate 
vergangen, bis zum Wahltermin am 
17. September ist nicht mehr viel 
Zeit. Antworten, die in der Fg ver-
öffentlicht werden können, sind je-
doch nur in einem Fall eingetrof-
fen, und zwar vom Bundesvorstand 
von Bündnis 90/ Die Grünen. Dies 
war Ende Juni, kurz vor Druckbe-
ginn der Fg 775/6, so dass lediglich 
ein Hinweis auf die Antwort mög-
lich war. Von den anderen ange-
sprochenen Parteien sind gar keine 
oder nur oberflächliche Antworten 
gekommen. Bundesgeschäftsführer 
Hugo Diederich, in dessen Aufga-
benbereich die Anfragen fallen, äu-
ßert sich dementsprechend ernüch-
tert: „Bündnis 90/ Die Grünen sind 
die einzigen die vollumfänglich ge-
antwortet haben. Die SPD, die CSU 
und die FDP haben noch nicht ein-
mal den Eingang bestätigt. Letzte-
res hat die CDU zwar getan und 
sich in selbiger Antwort auch be-
dankt, leider ist die Partei aber ab-
solut nicht auf unsere Fragen ein-
gegangen, demnach hat das auch 
nichts mit einer aussagekräftigen 
Antwort zu tun.  

Ich habe daraufhin das Wahlpro-
gramm der CDU im Internet gele-
sen und festgestellt: Wir kommen 
hier leider nicht vor. Über die Ren-
te schreibt man lediglich auf Seite 
42 des Programms: Nachteile deut-
scher Spätaussiedler in der Renten-
versicherung, die sich durch Ände-
rungen des Rentenrechts ergeben, 

werden wir beseitigen. Dies betrifft 
Spätaussiedler jenseits der Gren-
zen, zu denen beispielsweise Russ-
landdeutsche gehören. Auf der Sei-
te 45 findest sich noch etwas über 
die Folgen von Gewaltherrschaft 
und Diktatur. Der Anfang lautet: 
Das gilt vor allem für die Ausei-
nandersetzung mit dem Nationalso-
zialismus. Die Aufarbeitung der NS 
Diktatur und ihrer Verbrechen 
muss fortgesetzt werden. Die Erin-
nerung an erlittenes Unrecht wol-
len wir nicht nur aus Respekt ge-
genüber den Opfern und ihren An-
gehörigen wach halten, sondern 
auch, weil es zum historischen Ge-
dächtnis unseres Landes gehört. 
Das gilt auch für die Aufarbeitung 
des SED Unrechts in der damali-
gen DDR. Dafür leistet die Stasi-
Unterlagenbehörde einen un-
schätzbaren Beitrag. Wir setzen 
uns für ihren Fortbestand ein. Das 
ist alles, was zu uns ehemals poli-
tisch Inhaftierten passen könnte.  

In die kommende Wahlperiode 
fällt vieles, was uns Opfer betrifft. 
Dazu gehört zum Beispiel das Ende 
der Antragsfristen innerhalb der 
Rehabilitierungsgesetze mit dem 
31. 12. 2019. Dies ist für alle Opfer 
der SBZ/DDR Diktatur ein ganz 
einschneidender Punkt, auf den 
nicht nur wir aufmerksam gemacht 
haben, sondern u. a. auch die Stif-
tung Aufarbeitung der SED Dikta-
tur wie auch der Chef der Stasi-
Unterlagen Behörde Roland Jahn. 

Dies dürfte nach 1989 und wahr-
scheinlich auch aus den gesamten 
Vorjahren der Bundesrepublik das 
erste Wahlprogramm der CDU 
sein, in dem die Auseinanderset-
zung der zweiten Diktatur auf deut-
schem Boden und die Wiedergut-
machung des bei den Opfern er-
standenen Unrechts nicht mehr 
thematisiert wird. Dies ist bitter, 
zumal es für diese Erkenntnis 
schon länger deutliche Anzeichen 
gibt. Dringend erforderlich ist es, 
dass der Bundesvorstand der VOS 
mit Unterstützung aller Kamera-
dinnen und Kameraden aktiv wird."  

Nachstehend können die Leserin-
nen und Leser zumindest den vol-
len Wortlaut bei B‘ 90/ Grüne er-
fahren, der in vielen Belangen den 
Wünschen und Forderungen unse-
res Verbandes entgegenkommt.  

Entfristung der  
Rehabilitierungsgesetze  
der SBZ/ DDR- Opfer 
Wir werden uns für eine Entfris-
tung der Rehabilitierungsgesetze 
einsetzen. Schon lange engagieren 
wir uns für ehemalige DDR- Bür-
ger*innen, die mutig ihre Ansich-
ten in der DDR vertreten haben und 
dafür oft Bespitzelung und Drang-
salierungen – bis hin zu Inhaftie-
rungen – ausgesetzt waren. Diese 
Menschen wollen wir soweit wie 
möglich durch Wiedergutma-
chungsregelungen rehabilitieren. 
Eine (willkürliche) Frist für ent-
sprechende Anträge lehnen wir 
deshalb ab. Die Aufarbeitung der 
DDR-Diktatur muss kontinuierlich 
und konsequent fortgesetzt werden.  

 

§17a des Strafrechtlichen Re-
habilitierungsgesetzes - Auf-
hebung der 180 Tageregelung 
Das unterstützen wir. Die 180-
Tage-Regelung ist ungerecht, da sie 
Opfer des DDR- Regimes von der 
Rehabilitierung ausschließt, wenn 
sie weniger als 180 Tage in politi-
scher Haft waren. Gerade kürzere 
Inhaftierungen dienten oft der Ein-
schüchterung und psychischen De-
stabilisierung. Häufig waren gerade 
erste Wochen und Monate der In-
haftierung besonders brutal, um 
den Willen der Inhaftierten zu bre-
chen. Viele der Opfer leiden unter 
Haftfolgeschäden – auch bei einer 
kürzeren Haftdauer – und bekom-
men keine Opferrente nach §17 a 
Straf. Rehab. Das ist in höchstem 
Maße ungerecht und muss in einer 
Novellierung des Gesetzes abge-
schafft werden. 
 

Vererbbarkeit 
Hinterbliebene und Kinder von 
Haftopfern des DDR-Regimes ha-
ben einen Anspruch auf Kapitalent-
schädigung, sofern dieser Anspruch 
ihnen vererbt oder übertragen wor-
den ist (§ 17 Abs. 3, Abs. 5 Satz 2 
StrRehaG). Die nächsten Angehö-
rigen eines verstorbenen Berechtig-
ten erhalten Unterstützungsleistun-
gen nach Maßgabe von § 18 Abs. 3 
StrRehaG, soweit sie durch die 
Freiheitsentziehung unmittelbar 
mitbetroffen waren.  

Weiter auf Seite 5 oben  
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Von Seite 5 oben  
 

Hinterbliebene können zudem ver-
sorgungsrechtliche Leistungen be-
anspruchen, wenn der politisch 
Verfolgte infolge einer haftbeding-
ten Schädigung verstorben ist oder 
sich die Schädigungsfolgen nach-
teilig auf die wirtschaftliche Absi-
cherung der Hinterbliebenen aus-
gewirkt haben. Wir werden uns da-
für einsetzen, dass die Hinterblie-
benen und Kinder von Haftopfern 
des DDR-Regimes in Zukunft au-
tomatisch die Ansprüche aus §17a 
Straf. Rehabilitierungsgesetzes des 
Opfers selbst übertragen bzw. ver-
erbt bekommen können. Eine 
Nachweispflicht für die unmittelba-
re Betroffenheit durch die Haft der 
Angehörigen soll dafür nicht mehr 
erforderlich sein.  
 

Jährlicher Inflationsausgleich 
Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur 
„Verbesserung rehabilitierungs-
rechtlicher Vorschriften für Opfer 
der politischen Verfolgung in der 
ehemaligen DDR“ (Dr. 18/3120) 
am 01.01.2015 ist die besondere 
Zuwendung nach §17a Straf. Rehab  
um 50,00€ auf 300,00€ monatlich 
erhöht worden. Das ist ein Anfang, 
aber nicht genug. Wir unterstützen 
die Forderung nach einem jährli-
chen Inflationsausgleich – nicht zu-
letzt, weil die besondere Zuwen-
dung in den meisten Fällen nur ei-
nen geringen Ausgleich der finan-
ziellen Einbußen durch Haft, Be-
rufsunfähigkeit oder -minderung 
bedeutet. 
 

Aufhebung der Bedürftigkeit 
Die Opferrente für politische Häft-
linge der DDR hilft vor allem jenen 
Opfern der DDR-Diktatur, die mit 
einer sehr niedrigen Rente oder ei-
nem niedrigen Einkommen zu-
rechtkommen müssen. Sie ist eine 
„besondere Zuwendung für Haftop-
fer gem. § 17a Strafrechtliches Re-
habilitierungsgesetz (StrRehaG)“ 
und wird vergeben, „wenn der Be-
troffene in seiner wirtschaftlichen 
Lage als besonders beeinträchtigt 
einzustufen ist und keine Aus-
schließungsgründe einer Wieder-
gutmachung entgegenstehen“ 
(StrRehaG). Eine solche staatliche 
Unterstützung wird nach dem Soli-
darprinzip als Unterstützungsleis-
tung für Bedürftige zur Verfügung 
gestellt, um ihnen die Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben zu er-

möglichen. Das Kriterium der wirt-
schaftlichen Bedürftigkeit muss 
dabei wie auch bei anderen staatli-
chen Leistungen berücksichtigt 
werden. 
 

Berufliches Rehabilitierungs-
gesetz - Beweislastumkehr 
Die strafrechtliche Rehabilitierung 
folgt der Logik des strafrechtlichen 
Verfahrens. Im Falle der Opfer des 
DDR-Regimes führt dies aber oft 
zu Problemen, da beweiskräftige 
Akten verloren gegangen sind. Die 
rechtlichen Hürden, um eine Be-
weislastumkehr im deutschen 
Rechtssystem zu erreichen, sind 
sehr hoch. Bei einer politischen 
Konstellation, die Chancen auf eine 
Mehrheit für eine entsprechende 
parlamentarische Initiative ver-
spricht, werden wir eine entspre-
chende Gesetzesänderung diskutie-
ren und prüfen. 
 

 

"Das ist ein Anfang, aber 
nicht genug." 
 

 

Verurteilte nach §249 StGB 
der DDR aufnehmen als An-
spruchsberechtigte nach dem 
Strafrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetz 
Der §249 diente dazu, verschiedene 
Arten des "gesellschaftsschädlichen 
Verhaltens" in der DDR als Straf-
bestand zu ahnden. Dazu zählten 
etwa die Vernachlässigung finanzi-
eller Verpflichtungen oder die ne-
gative (politische) Beeinflussung 
von Familienmitgliedern, aber auch 
die sogenannte „Arbeitsbummelei“. 
Viele Menschen, die nach dem § 
249 des StGB der DDR verurteilt 
wurden, wissen bis heute nicht, 
dass sie unter bestimmten Voraus-
setzungen rehabilitiert werden kön-
nen. Immer dann, wenn die Verur-
teilungen den im Grundgesetz ver-
ankerten Grundrechten (etwa der 
Berufsfreiheit) widersprechen, 
können die Betroffenen heute reha-
bilitiert werden. Dies ist allerdings 
oft sehr schwierig und für die Re-
habilitierungsantragsteller meist 
nur mittels Klage durchzusetzen - 
vor allem weil die Gründe für die 
Inhaftierung bewiesen werden 
müssen. Wir werden uns dafür ein-
setzen, dass das Rehabilitierungs-
verfahren für alle nach §249 StGB7 
DDR vereinfacht und damit für die 
Opfer erleichtert wird.  

Rentenansprüche nach dem 
Fremdrentengesetz (FRG) 
für Übersiedler durchsetzen. 
Das Rentenüberleitungsge-
setz (RÜG) ist auf diese Per-
sonen nicht anzuwenden. 
Wir haben uns immer wieder für 
eine gerechte Rentenberechnung 
bei Altübersiedler*innen aus der 
ehemaligen DDR eingesetzt. Denn 
leider werden ausgerechnet DDR-
Flüchtlinge bei der Berechnung der 
Rente benachteiligt. Vor 1989 be-
reits zugesagte Rentenansprüche 
wurden gesenkt. Wir fordern ein 
Ende dieser Benachteiligung und 
haben deshalb 2016 gemeinsam mit 
der Fraktion Die Linke bereits zum 
zweiten Mal einen entsprechenden 
Antrag in den Bundestag einge-
bracht. Die große Koalition aus 
Union und SPD hat den Antrag im 
Bundestag leider abgelehnt.  
 

Deutsche Bundesbürger/ 
DDR-Bürger, die im Ostblock 
zu Unrecht verurteilt wurden, 
in das Strafrechtliche Rehabi-
litierungsgesetz aufnehmen. 
Es ist für uns nicht hinnehmbar, 
dass viele Opfer politischer Verfol-
gung noch immer gar keine oder 
nur eine unzureichende Unterstüt-
zung erhalten- und das trotz oft 
schwerwiegender beruflicher, kör-
perlicher oder psychischer Folgen. 
Zu den Opfern zählen auch diejeni-
gen, die in den Ländern des ehema-
ligen Ostblockes verhaftet wurden. 
Daher fordern wir, dass auch die 
außerhalb der DDR Verfolgten in 
das Entschädigungssystem der 
strafrechtlichen Rehabilitierung 
aufgenommen werden. 
 

Die Vorkämpfer für die  
Einheit Deutschlands, die  
Rehabilitierten in die Mitte 
der Gesellschaft zu holen  
und sie zu ehren 
Wir setzen uns für eine öffentliche 
Anerkennung der Frauen und Män-
ner ein, die durch ihren Widerstand 
gegen die DDR-Diktatur dazu bei-
getragen haben, dass wir heute in 
Freiheit und Demokratie leben 
können. Anfang Juni hat der Deut-
sche Bundestag nochmals den Be-
schluss für ein Freiheits- und Ein-
heitsdenkmal bekräftigt. Wir unter-
stützen den Beschluss für dieses 
Denkmal, das nicht zuletzt den Ein-
satz der Opfer des DDR-Regimes 
würdigt.  Fg/BGS 

Fortsetzung von Seite 4
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Die Enttäuschung war sehr groß 
Warum wurde in diesem Buch nur auf zwei  
Seiten über die schweren Verbrechen zwischen 
1945 und 1952 berichtet? 
 

Das Buch „Lern- und Gedenkort Kaßberg-Gefängnis“ 
hat sich für Rudolf Sehm von der VOS Chemnitz als 
Enttäuschung erwiesen, da es auf sein persönliches 
Schicksal und das vieler anderer Opfer – auch jener, 
die hier zu Tode kamen – nur unzureichend eingeht. 
Das Unverständnis, das er dazu empfindet, äußert er im 
nachstehenden Leserbrief. Zudem merkt er an: Seit ich 
dieses Buch „Gedenkort Kaßberg“ gelesen habe, lässt 
es mir keine Ruhe mich darüber zu äußern. Die Hölle 
habe ich 1947 als 15-Jähriger monatelang in Einzelhaft 
erlebt. Auch nach Jahrzehnten lässt es mich nicht los, 
das Erlittene weiterzugeben. Es war durch die vielen 
Zeitzeugengespräche im Kaßberg-Gefängnis bekannt 
was sich in dieser Hölle zugetragen hat. Darum bin ich 
sehr enttäuscht, dass für uns SMT-Verurteilte so wenig 
über diese Zeit in dieses Buch geschrieben wurde.  
 
 

 Die Museumsnacht im ehemaligen Kaßberg-
Gefängnis in Chemnitz wurde auch dieses Jahr wieder 
sehr gut angenommen. Die Menschen standen um ein 
Uhr nachts immer noch am Eingang, um sich über den 
Zustand des Gefängnisses zu informieren und den Be-
richten der Zeitzeugen zuzuhören. 

So konnte auch ich als ehemaliger Häftling im 
Kaßberg-Gefängnis als Zeitzeuge mehrmals darüber 
berichten. Dafür bekam ich ein Buch geschenkt mit 
dem Titel „Lern- und Gedenkort Kaßberg-Gefängnis“. 
In diesem Buch wird über die Zeit von 1933 bis 1989 
berichtet. 

Als ich das Buch am nächsten Tag durchgeblättert 
habe, war ich entsetzt und enttäuscht. Es war die Zeit 
von 1933 bis 1945 und 1952 bis 1989 auf mehreren 
Seiten dokumentiert. Für die Zeit von 1945 bis 1952, 
als das Untersuchungsgefängnis Kaßberg der russi-
schen Geheimpolizei (NKWD) unterstand, wurde le-
diglich auf zwei Seiten über das Schicksal der Häftlin-
ge in dieser Zeit berichtet. Das war alles. 

Es wurden bis 1947 die zum Tode verurteilten Häft-
linge im Keller hingerichtet und in den noch vorhande-
nen Splitterschutzgräben verscharrt. Bei Tiefbauarbei-
ten im Gefängnishof wurden im Jahre 2002 acht Ske-
lette gefunden (laut Gerichtsmedizin war die Beerdi-
gung 1946). Später wurden die Toten nachts gleich mit 
Lastwagen weggebracht. 

Bereits 2015 habe ich im Kaßberg-Gefängnis neun-
mal als Zeitzeuge über diese Verbrechen vor Abgeord-
neten aus Dresden, Schülerinnen und Schülern aus 
Chemnitz und auch vor den Mitarbeitern der Gedenk-
stätte Kaßberg gesprochen. Leider ist von diesen Ver-
brechen nach 1945 in diesem Buch nichts erwähnt. Es 
ist nichts von den nächtlichen brutalen Verhören und 
den Schlägen zu erfahren, mit denen die Gefangenen 
misshandelt wurden, damit sie eine nie begangene 
Straftat gestehen sollten. 

Was sich in der Zeit nach 1945 hinter diesen Gefäng-
nismauern zugetragen hat, ist durch viele Zeitzeugen-
gespräche bekannt geworden. Es ist darum sehr traurig, 
dass in diesem Buch für uns SMT-Verurteilte so wenig 
Platz war. Rudolf Sehm / VOS Chemnitz 

Aktuelle Zahlen: Auch 2017 gab 
es zahlreiche Rehabilitierungen  
Die Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit ist 
auch weiterhin keineswegs abgeschlossen 

Pressemitteilung des Landesbeauf-
tragten für die MfS-Unterlagen Sach-
sen vom 02.08.2017 
 

 Bis Ende Juni 2017 sind 58.338 Anträge auf verwal-
tungsrechtliche und berufliche Rehabilitierung bei der 
sächsischen Rehabilitierungsbehörde der Landesdirek-
tion in Chemnitz eingegangen, welche seit ihrer Grün-
dung im Juli 1994 über diese Anträge im Freistaat 
Sachsen entscheidet. Das entspricht in etwa einem 
Drittel aller bundesweit gestellten Anträge. Wie das 
Sächsische Staatsministerium für Soziales und Ver-
braucherschutz mitteilte, richteten sich bis zum Stich-
tag des 30. Juni 2017 dabei 43.006 Anträge auf eine 
berufliche Rehabilitierung, ein kleinerer Teil – dies wa-
ren 15.332 – auf eine verwaltungsrechtliche Rehabili-
tierung.  

Von den Anträgen auf berufliche Rehabilitierung 
konnten bisher 22.557 positiv beschieden werden, von 
den Anträgen auf verwaltungsrechtliche Rehabilitie-
rung 3.031. Rund 470 Anträge waren zum Stichtag 
noch nicht abschließend bearbeitet. Nach wie vor ge-
hen jährlich bei der sächsischen Rehabilitierungsbe-
hörde zahlreiche Neuanträge ein. Allein im ersten 
Halbjahr 2017 wurden 146 Anträge auf eine berufliche 
Rehabilitierung gestellt. 

Die Zahlen zeigen, dass die Aufarbeitung der DDR-
Vergangenheit auch weiterhin nicht abgeschlossen sein 
wird und die Frage der Rehabilitierung von DDR-
Unrecht für die Betroffenen nach wie vor aktuell ist. 
Die strafrechtliche, verwaltungsrechtliche und berufli-
che Rehabilitierung ermöglicht den Opfern politischer 
Verfolgung und Verwaltungswillkür in der DDR nicht 
nur eine materielle Wiedergutmachung für erlittenes 
Unrecht, sondern auch eine Befreiung vom Makel der 
persönlichen Diskriminierung. Seit dem Inkrafttreten 
der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze haben viele Be-
troffene die Möglichkeit genutzt und einen Reha-
Antrag gestellt. Der Landesbeauftragte erklärte hierzu: 
„Wir ordnen und kalkulieren alle Beratungsangebote 
neu, um die möglichen Betroffenen wirklich alle zu er-
reichen. Wir bieten den jahrelang um Unterstützung 
Suchenden ein Beratungsasyl, da die Reha-Gesetze 
durch Regelungslücken manchen verständlichen An-
spruch schwer durchsetzbar erscheinen lassen." 

Dr. Nancy Aris  
Stellvertretende Sächsische Landesbeauftragte zur 

Aufarbeitung der SED-Diktatur  
 

Wünsche und Dank für die geleis-
tete Arbeit an Rainer Buchwald 
 

 Unsere besonderen Wünsche gehen in diesen Tagen 
an den Kameraden Rainer Buchwald, der einen länge-
ren Krankenhausaufenthalt mit schweren Operationen 
hinter sich hat. Im Namen des Verbandes wünschen 
wir Rainer Buchwald Kraft und Mut und eine erfolg-
reiche Rückkehr in das Verbandsleben der VOS. Zu-
gleich danken wir ihm ganz herzlich für die bisher ge-
leistete tatkräftige Mitwirkung im Verband.    Fg/ BV 
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Woher haben diese Leute so viel Geld und können sich das leisten? 
Die neue Zeit offenbart Fragen und Lücken in Sachen Gerechtigkeit gegenüber den Opfern 
 

Wieso sind die alten Genossen 
aus der DDR heute finanziell so 
gut ausgestattet, während ihre 
einstigen Opfer nur kleine Ren-
ten beziehen und ihnen auch die 
Besondere Zuwendung nicht die 
erhofften spürbaren Verbesse-
rungen im Lebensstandard 
bringt? Diese Frage stellt sich 
nicht nur Heinz Streblow, der in 
der DDR inhaftiert war und ins-
gesamt ein bewegtes Leben hinter 
sich hat.  

Seiner nachfolgenden Schilde-
rung entnehmen wir, worüber 
viele andere Opfer ebenfalls 
nachdenken und worunter sie zu 
leiden haben: Er muss sich über-
legen, ob er sich überhaupt noch 
die Fahrkarte für den Besuch bei 
seinen Kindern und Enkelkin-
dern leisten kann.  
 

Es ist ein herrlicher Sommertag. 
Ich sitze im Garten. Über mir fah-
ren Personenzüge, denn die Gleise 
der Deutschen Bahn führen über 
eine Brücke, die sich nicht weit von 
mir befindet. Eine Zugrichtung 
führt von Aschersleben nach Des-
sau, die andere in die Gegenrich-
tung, also von Dessau nach 
Aschersleben. Von Aschersleben 
aus geht es weiter in den Harz. 
Steigt man dort um, gelangt man 
nach Niedersachsen und schon bald 
hat man auch Nordrhein-Westfalen 
erreicht, das im Westen an dieses 
Bundesland angrenzt. NRW hat für 
mich eine eigene persönliche Be-
deutung, denn in der Nähe vom 
ostwestfälischen Lippstadt wohnt 
meine Tochter Sandra mit ihrer 
Familie. Vier Enkelkinder warten 
dort seit einiger Zeit vergebens auf 
den Besuch von Oma und Opa aus 
Bernburg.  

Die andere Zug-Richtung – ge-
meint ist jene nach Dessau – führt 
weiter in die aufblühende Haupt-
stadt Berlin, wo die Politiker be-
trächtliche Summen an Geldern in 
alle Welt verteilen. Da dieses Geld 
reichlich in Deutschland vorhanden 
zu sein scheint, begibt man sich 
von anderen Orten des Erdballs auf 
abenteuerlichen Wegen, egal ob 
hohe Berge oder das Meer zu 
überwinden sind, ins gelobte Land 
Bundesrepublik, welches wiederum 
sehnsüchtig nach billigen Arbeits-
kräften Ausschau hält.  

Von Halle (Saale) führt ein ande-
rer Weg ins Thüringer Land mit 
seiner rot-grünen Regierung mit 
Bodo Ramelow an der Spitze, ein 
Politiker, der als „West-Import“ of-
fenbar dem Sozialismus huldigt 
und diesen mit der Ex-SED neu be-
leben möchte. Bei seiner Wahl ver-
sprach er, allen Opfern des Sozia-
lismus Gerechtigkeit und Wieder-
gutmachung zukommen zu lassen. 
Aus meiner Sicht erwies sich das 
Versprechen bisher als leer.  

Schnell also weg, denke ich somit 
auf meiner gedanklich geführten 
Deutschland-Reise. Ab nach Bay-
ern, in eines der Alten Bundeslän-
der. In Landsberg am Lech wohnt 
mein Sohn mit Familie. Auch hier 
warten zwei reizende Enkelinnen 
vergebens auf Oma und Opa.  

Meine Gedanken sind aber auch 
bei meinen ehemaligen Gefährten 
aus der Haftzeit, denen es nicht an-
ders geht als mir: Sie fühlen sich 
von der Politik in Stich gelassen: 
Einfach vergessen!  

Nun stehen für uns wieder Bun-
destagswahlen vor der Tür, und die 
Volksversteher haben reichlich 
Kreide gefressen. Weder Frau 
Merkel noch der Mann mit dem 
Namen des heiligen Martin nehmen 
von uns wirklich Notiz. Wir sind 
weder interessant noch sichtbar. So 
bleiben die schmerzhaften Spätfol-
gen der Haft und der Nachhall der 
knallend zufallenden Knasttüren 
unsere alleinigen Erinnerungen und 
andauernden Leiden.  

Oder ist da sonst noch was? 
Vollgepumpt mit Medikamenten 

ertrage ich meinen Alltag. Miete, 
Strom und die sogenannten Neben-
kosten verschlingen das letzte Er-
sparte. Ich besuche kostenlose Aus-
stellungen, um die Werke der post-
sozialistischen Malkunst anzu-
schauen. Weitgereiste Leute aus al-
ler Herren Länder sind da vertreten. 
Sie nennen sich jetzt Montags- oder 
Dienstagsmaler; so getarnt hat sich 
das sozialistische Kollektiv also 
neue Wege erschlossen, und höh-
nisch wird dem nicht sozialisti-
schen Betrachter klargemacht: Wir 
sind wieder da!  

Ehemalige Offiziere der NVA 
und etliche ehemalige Werkdirek-
toren haben nun im Ruhestand die 
Malkunst für sich entdeckt und 

werden huldvoll herumgereicht. 
Wir hingegen sind im „Namen des 
Sozialismus“ in die Gefängnisse 
geworfen und darin umher gesto-
ßen worden, und diese Leute berei-
sen die Welt, welche sie uns ver-
wehrt hatten, als wir noch jung wa-
ren. Selbst die einstige Volkssolida-
rität mit den Erfüllungsgehilfen der 
Nationalen Front in der keineswegs 
verschwunden DDR fristet ein 
glanzvolles Dasein. In Scharen 
werden sie alle in die Busse einge-
laden und hinaus in die Welt kut-
schiert. Senioren-Anlagen vom 
Feinsten des einstigen Klassenfein-
des, werden in Anspruch genom-
men. Woher haben diese Leute so 
viel Geld?, fragt sich der gewöhnli-
che Mensch. Meine einstigen Mit-
häftlinge, welche mir größtenteils 
bekannt sind, gehören jedenfalls 
nicht dazu.  

Wie gesagt, es ist ein herrlicher 
Sommertag. Diese vielen Perso-
nenzüge rauschen an mir vorbei. 
Gern würde ich a1s ehemaliger 
Reichsbahn-Beschäftigter dort ein-
steigen, um mit meiner Frau meine 
Kinder und Enkelkinder besuchen 
zu können. Und ich stelle fest, wir 
haben ein wunderschönes deut-
sches Heimatland. Es ist reich und 
frei, und ich würde es gern ausführ-
lich kennenlernen, denn ich habe 
dafür gekämpft und gelitten, dass 
es den Reichtum und die Freiheit 
hier gibt. Leider fehlt mir – wie so 
vielen, die mein Schicksal teilen – 
für solche Unternehmungen das nö-
tige Fahrgeld. Warum ist das so? 
Diese Frage kann ich selbst nicht 
beantworten. Ich gebe sie daher 
weiter an die Politik. Es ist ja nicht 
mehr lange bis zur Bundestags-
wahl. Es wäre gut, wenn mir vor 
dem Gang zur Wahlurne jemand 
eine Antwort geben könnte. Denn 
dann würde mir die Entscheidung 
leichter fallen, bei wem ich auf 
dem Wahlzettel mein Kreuz ma-
chen soll … 

Danken möchte ich dem Zei-
tungsmacher der Freiheitsglocke, 
möge sie weiter recht lange „bim-
meln“ und alle aufwecken, die um 
das vergangene und das gegenwär-
tige Unrecht nicht wissen.  

Mit herzlichen und kamerad-
schaftlichen Grüßen  

Euer Heinz A. Streblow 
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Mit Fleiß und Beherztheit die 
VOS-Geschichte mitgestaltet 
Gratulation an Christine Härtkorn zum 90.
Wie schnell doch fünf Jahre vergehen. Eigentlich 
schien es erst kurze Zeit her zu sein, dass wir Christine 
Härtkorn aus Memmingen zum 85. Geburtstag gratu-
liert haben, da meldet sich das digitale Gedächtnis und 
teilt uns mit, dass dieselbe Kameradin am 16. August 
2017 bereits ihren 90. Geburtstag feiert. Sie steht damit 
auf einer Altersstufe mit Melanie Kollatzsch und Ro-
semarie Studera, deren Ehrentage wir in der vorigen Fg 
gewürdigt haben.  

Christine 
Härtkorn ist in der 
VOS nach wie vor 
umfassend aktiv. 
Die Delegierten 
der 31. General-
versammlung 
konnten sich kürz-
lich davon über-
zeugen, als sie
vom Bundesvor-
stand im Namen 
des Verbandes für 
ihre Leistungen 
geehrt wurde und 
wo sie durch ihre 
Beiträge mitwirk-
te. Sie ist und 
bleibt durch ihren 
Fleiß, ihr Auftreten und ihre klare Linie für uns alle ein 
Vorbild. Ihre Tatkraft und die positive Disziplin zeich-
nen sie bis heute aus. Unserem Verband gehört sie in-
zwischen 56 Jahre an, und seit langer Zeit hat sie den 
Vorsitz der Bezirksgruppe Ulm inne.

Kameradin Härtkorn stammt aus Stettin, wo sie 1927 
geboren wurde. Die Stadt fiel im Ausgang des Krieges 
an Polen, und die Familie musste wie viele andere flie-
hen. Christines Leben wurde danach durch die Haftzeit 
geprägt. Sie hatte zwar keine Straftat begangen, aber 
ihr Vater, der sich mittlerweile in den Westen abgesetzt 
hatte, wurde wegen seiner einstigen Wehrmachtszuge-
hörigkeit von den Sowjets zum Nazi abgestempelt. Da 
man den Vater nicht kriegen konnte, ließ man die kaum 
20-jährige Tochter büßen. Christine Härtkorn kam in 
das Lager Sachsenhausen, danach musste sie nach Ho-
heneck, wo sie mehrere Jahre unter den bekannt men-
schenunwürdigen Bedingungen zubrachte. Dass sie 
sich nach der Haftentlassung und der Flucht in den 
Westen der VOS anschloss, bleibt für den Verband ein 
Glücksfall. Allein ihr Einsatz für eine Opferrente für 
die ehemaligen politischen Häftlinge ist ein bleibendes 
Verdienst, von dem viele Betroffene profitieren. Ge-
meinsam mit den anderen einstigen Ikonen des Ver-
bandes wie Hans-Joachim Platz, Jutta Giersch oder Ri-
chard Knöchel hat sie in und mit der VOS ein wesent-
liches Stück Geschichte gestaltet. Dafür danken wir 
und wünschen weiter Gesundheit, Mut und aktive Mit-
arbeit im Verband. Und ganz sicher werden wir in fünf 
Jahren an dieser Stelle in der Fg die nächsten nicht 
minder herzlichen Glückwünsche übermitteln können.  

Im Namen des Verbandes ARK 

Die Zeichen sind günstig  
Die Stadt Neustrelitz signalisiert Bereitschaft 
beim Unterhalt der Opfer-Gedenkstätte 
Der Verein Stasi-Haftanstalt Töpferstraße aus 17 235 
Neustrelitz kann durchatmen. Am 17. Juni 2017 forder-
te auch die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e.V. 
vom Landesverband Mecklenburg-Vorpommern den
Erhalt dieses authentischen Ortes der Repression. Die 
Neustrelitzer Stadtvertreter haben im August 2017 ei-
ner entsprechenden Beschlussvorlage zugestimmt, in 
der es heißt: „Die Stadtvertretung spricht sich dafür 
aus, die Förderung der Gedenkstättenarbeit des Trä-
gervereins mit einer Summe von 1.000 Euro in die 
Haushaltsgespräche der Stadt Neustrelitz für das Jahr 
2018 und die Folgejahre aufzunehmen.”

Die Gedenkstätte auf dem Gerichtsgelände soll als 
Gedenkort zur Erinnerungsarbeit und Demokratieer-
ziehung sowie für einen wichtigen touristischen An-
laufpunkt in der Stadt Neustrelitz dienen. Dem Träger-
Verein fehlen jedoch die Mittel, um die Betriebskosten 
zu zahlen und deshalb wurde die Stadt Neustrelitz aber 
auch der Landkreis Mecklenburgische-Seenplatte um 
Hilfe gebeten. Von dort und auch von der Landeszent-
rale für politische Bildung gab es bereits Zeichen der 
Unterstützung, unter der Bedingung, dass sich auch die 
Stadt beteiligt. Die Zeichen dafür sind nun seit dem 
Beschluss gut.

Die ehemalige Stasi-Haftanstalt in der Neustrelitzer 
Töpferstraße ist noch genauso erhalten wie 1987, als 
die Stasi aus dem Haus zog. Bauliche Veränderungen 
fanden nicht statt. Jetzt gab es erstmals über das Pro-
jekt Demokratie leben Geld für den Verein, und die 
Türen konnten sich für Interessenten wieder häufiger 
öffnen. Die Resonanz darauf ist ungebrochen groß.

André Rohloff 

Das ist ein wichtiger Schritt
Die Stadt Hildesheim erinnert bereits seit einem 
Jahr mit einer Gedenktafel an Oskar Brüsewitz 
Zum Beitrag von Andre Rohloff über Oskar Brüsewitz 
in Zeitz in Fg 773/4 einige Anmerkungen: Persönlich 
ist mir der „Fall“ Brüsewitz in besonderer Erinnerung, 
da er mich damals sehr bewegte und ich selbst 10 Tage 
später nach seiner Selbstverbrennung – nicht im Zu-
sammenhang mit B. – verhaftet wurde.

Ich bin seit 1983 Bürger der Stadt Hildesheim und 
bin auch hier auf Brüsewitz gestoßen. Berichtigen 
muss ich im Bericht von Andre Rohloff den Hinweis, 
dass es auch in Hildesheim keine Gedenktafel über 
Brüsewitz gibt. Im vergangenen Jahr wurde an einem 
Haus in Hildesheim – auch in meiner Gegenwart – eine 
Gedenktafel angebracht. In der hiesigen Presse fand 
dann, nicht nur der Hinweis des Anbringens der Ge-
denktafel, sondern auch einen Rückblick auf sein Wir-
ken in der DDR und die Selbstverbrennung in einem 
Artikel seine Würdigung.

Sicher war Oskar Brüsewitz in früheren Lebensab-
schnitten ein zerrissener Mensch und eine inzwischen 
leider weitgehend vergessene bzw. übergangene Per-
son, jedoch bleibt er eine äußerst wichtige Persönlich-
keit unserer Zeitgeschichte in der unsäglichen Diktatur 
des kommunistischen Regimes in Deutschland.

Dr. Bernd Palm
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Satzung der
VOS — Vereinigung der Opfer des Stalinismus e.V.

Gemeinschaft von Verfolgten und Gegnern des Kommunismus
In dieser Fassung beschlossen am 08. April 2017

§ 1 Name und Sitz 
(1) Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus, im folgenden VOS genannt, ist ein rechtsfähiger 
Verein.  

(2) Der Verein führt den Namen: 

„VOS — Vereinigung der Opfer des Stalinismus e.V. 
Gemeinschaft von Verfolgten und Gegnern des Kommunismus" 

(3) Gründungstag ist der  09. Februar 1950. 
(4) Seit dem 1. Juli 1998 befindet sich der Sitz der VOS in Berlin. Gerichtsstand und 
Erfüllungsort ist Berlin. 

§ 2 Zweck und Ziele 
(1) Die VOS ist parteipolitisch und konfessionell unabhängig und bezweckt den Zusammenschluss 
der Gegner und Opfer des Kommunismus. Opfer des Kommunismus sind neben den ehemaligen 
politischen Häftlingen alle die Personen und ihrer Hinterbliebenen, die im kommunistischen 
Machtbereich aus politischen Gründen verfolgt wurden. 
(2) Natürliche und juristische Personen, die die Bestrebungen der VOS unterstützen und fördern 
wollen, können Mitglieder werden, wobei juristische Personen kein Stimmrecht haben. 
(3) Die Kameradschaftlichkeit der Mitglieder, eine besondere Form der gegenseitigen Hilfe, 
Verlässlichkeit, Sorge und Achtung für den anderen ist eine tragende Säule. Interne 
Schwierigkeiten, Meinungsverschiedenheiten oder Streit gehören nicht in die Öffentlichkeit. 
Mitglieder mit einem solchen Verhalten handeln gegen die Interessen der VOS und verstoßen 
gegen die Satzung. 

(4) Die VOS verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Ziele im Sinne des Abschnitts 
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster 
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Arbeitsbedingte pauschale Aufwandsentschädigungen des geschäftsführenden Bundesvorstandes 
bedürfen eines Beschlusses des Gesamtbundesvorstandes. Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden. Der Wirkungskreis der VOS umfasst die Bundesrepublik Deutschland. 
(5) Die VOS setzt sich für die Rechte der ehemaligen politisch Verfolgten bzw. ihrer 
Hinterbliebenen ein. Sie fordert Wiedergutmachung gegenüber den Opfern kommunistischer 
Gewaltherrschaft. 

(6) Die VOS versteht sich als Gegner des Kommunismus. Die VOS setzt sich für die 
Verhinderung neuer Wege zum Kommunismus ein und fordert eine Aufarbeitung der SED-
Diktatur. 
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(7) Die VOS nutzt die besonderen Erfahrungen der Opfer politischer Verfolgung bei der Aufarbeitung 
der Vergangenheit, bei der Aufklärung der Öffentlichkeit und zur Festigung der Demokratie. Hierbei 
sollte auch die Zusammenarbeit mit anderen Opferverbänden gleicher 10Zielrichtung in der 
Durchführung gemeinsamer Veranstaltungen und Aktivitäten genutzt werden. 
(8) Die VOS fördert diese Bestrebungen auch durch Herausgabe einer Verbandszeitung mit dem Titel 
"Freiheitsglocke" sowie durch Pflege einer informierenden Internetseite mit Magazin  Charakter und 
insbesondere durch Zeitzeugengespräche der von politischer Verfolgung in den Diktaturen Betroffenen in 
Unterrichtsveranstaltungen von Schulen und Gymnasien. 

§ 3 Mitgliedschaft 
(1) Mitglied des Vereins kann jede der in § 2 genannten Personen sein, wenn sie die im 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verankerte freiheitlich demokratische Grundordnung 
bejaht und die Satzung als verbindlich anerkennt. 
(2) Mitglied des Vereins kann nicht sein, wer wegen eines Verbrechens oder Vergehens bestraft 
worden ist. 
(3) Mitglied des Vereins kann nicht sein, wer das Repressionssystem der DDR aktiv durch 
Mitgliedschaft beim MfS oder in der SED unterstützt hat. Die Mitglieder des Vorstands haben eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der BStU vorzulegen. 
(4) Mitglied des Vereins kann nicht sein, wer durch sein Verhalten oder seine Äußerungen zu 
erkennen gibt, dass er die freiheitliche demokratische Grundordnung des Grundgesetzes nicht 
unterstützt, ablehnt oder bekämpft. 

(5) Mitglied des Vereins kann nicht sein, wer durch Mitgliedschaft oder in anderer Form 
extremistische oder verfassungsfeindliche Parteien oder Organisationen unterstützt, die als solche 
vom Verfassungsschutz eingestuft werden. 
(6) Juristische Personen, die die Ziele und Aufgaben der VOS bejahen und diese unterstützen 
wollen, können als fördernde Mitglieder in die VOS aufgenommen werden. Das aktive und passive 
Wahlrecht ist für diesen Personenkreis jedoch ausgeschlossen. 

§ 4 Entstehung der Mitgliedschaft 
(1)Der Antrag auf Aufnahme ist schriftlich, mittels vorgeschriebenem Formblatt, bei der für den 
Wohnsitz des Antragstellers zuständigen Verbandsstufe oder bei der Bundesgeschäftsstelle zu stellen. 
(2) Über die Aufnahme entscheidet der geschäftsführende Bundesvorstand, bei Landesverbänden mit 
dem Status eines eingetragenen Vereins der Landesvorstand. Er kann die Aufnahme ohne Angabe von 
Gründen abzulehnen. 
(3) Die Aufnahme gilt mit Aushändigung des Mitgliedsausweises und der Satzung als vollzogen. 
(4) Der Mitgliedsausweis bleibt Eigentum der VOS. 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft endet 

a)durch freiwilligen Austritt. Der freiwillige Austritt kann jederzeit durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem geschäftsführenden Bundesvorstand oder Landesvorstand mit 
Wirkung zum Ende des Kalenderjahres erfolgen. 

b)durch den Tod. 
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c) durch Ausschluss. Ein Mitglied kann nach schriftlicher Anhörung und nach Anhörung des 
Vorstands der zuständigen Bezirks- und Landesgruppe durch den geschäftsführenden 
Bundesvorstand, bei Landesverbänden mit dem Statuseines eines eingetragenen Vereins durch 
den Landesvorstand ausgeschlossen werden, wenn einer der folgenden Ausschließungsgründe 
gegeben ist: 

1.Handlungen, die gegen die Interessen der VOS gerichtet sind oder ihrem 
öffentlichen Erscheinungsbild als Opferorganisation schaden. 
2. Strafbare Handlungen vor und/oder während der Mitgliedschaft und grobe 
Verstöße gegen die Satzung gemäß § 2 und § 3 der Satzung. 
3.Wissentlich falsche Angaben im Aufnahmeantrag. 

d) durch Streichung aus dem Mitgliederverzeichnis. Ein Mitglied kann durch den 
geschäftsführenden Bundesvorstand, bei Landesverbänden mit dem Status eines eingetragenen 
Vereins durch den Landesvorstand, aus dem Mitgliederverzeichnis gestrichen werden, wenn es 
länger als 12 Monate mit seinem Beitrag im Rückstand ist und bereits einmal per Einschreiben 
oder sonst nachweislich und schriftlich unter Hinweis auf § 5 der Satzung gemahnt wurde. 

(2) Ein Ausschluss oder eine Streichung ist dem Mitglied schriftlich unter Angabe der Gründe an 
seine letzte bekannte Adresse mitzuteilen. 
(3) Wird ein Mitglied ausgeschlossen oder aus dem Mitgliederverzeichnis gestrichen, steht ihm 
innerhalb einer Frist von vier Wochen das Recht auf Beschwerde beim Gesamtbundesvorstand zu, der 
darüber mit einfacher Mehrheit entscheidet. Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen und zu 
begründen. 
(4) Hat der Verein ein Schiedsgericht nach § 18 Abs. 2 bestellt, so kann gegen den Entscheid über die 
Beschwerde (Absatz 3) unter Ausschluss des Rechtsweges innerhalb von vier Wochen nach 
Bekanntgabe das Schiedsgericht angerufen werden, das abschließend entscheidet. Sonst ist die 
Anrufung der ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht ausgeschlossen. 
(5) Landesgruppen können sich als Landesverbände mit der Rechtsform eines eingetragenen Vereins 
konstituieren. Deren Satzung soll der Satzung des Gesamtverbandes nicht widersprechen. Stimmt ein 
Landesverband e.V. einer übereinstimmenden Satzung der VOS e.V. nicht zu, entzieht der 
Bundesverband die Berechtigung, den Namen der VOS zu führen. 

§ 6 Aufnahmegebühr und Beitragsentrichtung 
(1) Die Aufnahmegebühr beträgt Euro 2,60. Sie ist bei Einreichung des Aufnahmeantrages zu 
entrichten. 
(2) Die Höhe des monatlichen Beitrages wird von der Generalversammlung beschlossen. Er ist 
eine Bringeschuld und ist auf das Konto der VOS Bundesgeschäftsstelle einzuzahlen. Bei 
bargeldloser Überweisung gilt der Post- bzw. Bankabschnitt als Quittung. 
(3) Der geschäftsführende Bundesvorstand kann auf Antrag Arbeitslosen, Sozialhilfeempfängern, 
Empfängern kleiner Renten, Schülern und Studenten den monatlichen Beitrag ermäßigen oder in besonders 
gelagerten Fällen befristet erlassen. 

(4) Die Generalversammlung beschließt jeweils für die Dauer der Amtsperiode des Bundesvorstandes 
über die Aufschlüsselung der Aufnahmegebühr und des Mitgliedsbeitrages. 

(5) In Fällen eines außerordentlichen Finanzbedarfs kann der Bundesvorstand mit Zustimmung der 
Generalversammlung einmalige Umlagen bis zur Höhe eines Monatsbeitrages von den Mitgliedern 
beschließen. Die Zustimmung gilt als erteilt bei einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
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(6) Etwaige Überschüsse dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder haben im Falle ihres Ausscheidens oder bei der Auflösung oder Aufhebung der 
Vereinigung keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen.

(7) § 7 Gliederung 
(1) Die VOS gliedert sich in Bezirks- und Landesgruppen. Allgemein gilt das Territorialprinzip. Die 
Mitglieder gehören jener Bezirks- und Landesgruppe an, die ihrem Wohnort am nächsten liegt. 
(2) Eine Bezirksgruppe umfasst jeweils einen oder mehrere untere Verwaltungsbezirke. Sie führt den 
Namen des Verwaltungsbezirks, an dem sie ihren Sitz hat, gegebenenfalls mit dem Zusatz "mit den Stadt- 
und Landkreisen." Der geschäftsführende Bundesvorstand bestimmt im Einvernehmen mit der 
betreffenden Verbandsstufe den räumlichen Umfang einer Bezirksgruppe. 
(3) Die Bezirksgruppen eines Bundeslandes bilden eine Landesgruppe mit dem Namen des 
betreffenden Bundeslandes. 
(4) Situationsbedingte Ausnahmeregelungen für Abs.1 bis Abs.3 kann der Bundesvorstand im 
Einvernehmen mit den betreffenden Bezirks- oder Landesgruppen treffen. Zusammenschlüsse von 
Landesgruppen sind möglich. 
(5) Landesgruppen können sich als Landesverbände mit der Rechtsform eines eingetragenen Vereins 
konstituieren. Deren Satzung soll der Satzung des Gesamtverbandes nicht widersprechen. 

§ 8 Organe 
(1) Organe der VOS sind: 

a) die Mitgliederversammlung der Bezirksgruppe (abgekürzt: Mitgliederversammlung), 
b) die Delegiertenversammlung der Landesgruppe (abgekürzt: Delegiertenversammlung), 
c) die Delegiertenversammlung der Vereinigung (abgekürzt: Generalversammlung), 
d) der Bezirksgruppenvorstand, 
e) der Landesvorstand und 
f) der Bundesvorstand. 

(2) Mitglieder eines Organs der VOS können in dringenden Bedarfsfällen auch Mitglieder eines 
befreundeten Verbandes mit gleicher Zielstellung sein. Die Organe sind berechtigt, Anträge zur 
Generalversammlung einzubringen. 
(3) Vorstandsmitglieder können entgeltlich im Verein beschäftigt werden. 
Auch Satzungsämter können entgeltlich ausgeübt werden. Die Entscheidung darüber trifft jeweils 
der Gesamtbundesvorstand. Hierbei sind die Beisitzer in die Entscheidungsfindung einzubeziehen. 
Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

§ 9 Mitgliederversammlung 
Mitgliederversammlungen sind nach Bedarf einzuberufen. In den Monaten Januar bis März eines jeden 
Jahres mit gerader Zahl (Fristüberschreitungen kann der Bundesvorstand genehmigen) tritt an die Stelle 
der ordentlichen Mitgliederversammlung die Hauptversammlung der Bezirksgruppe. Ihr obliegt vor allem 
die Wahl des Bezirksgruppenvorsitzenden, des Delegierten, des Rechnungsprüfers und deren 
Stellvertreter. Vorsitzende werden auf Antrag geheim gewählt. 
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§ 10 Generalversammlung 
(1) Die Generalversammlung tritt alle drei Jahre, spätestens bis Ende Mai des Jahres zusammen. Ihr 
obliegt vor allem die Entgegennahme des Kassen- und Geschäftsberichtes des Bundesvorstandes für 
die abgelaufenen Geschäftsjahre, die mit dem Kalenderjahr übereinstimmen, die Entgegennahme des 
Berichtes des Bundesrechnungsprüfers, die Entlastung des Bundesvorstandes, die Wahl des neuen 
Bundesvorstandes, des Beschwerdeausschusses, des Bundesrechnungsprüfers und seines 
Stellvertreters sowie die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Anträge der Organe der 
VOS.
(2) Die Generalversammlung wird von den gewählten Delegierten der Bezirksgruppen gebildet. Jede 
Bezirksgruppe wählt einen Delegierten für die Dauer von drei Jahren. Dieser hat in der 
Generalversammlung für je angefangene 15 Mitglieder der von ihm vertretenen Bezirksgruppe eine 
Stimme. Für die zur Wahl der Delegierten notwendige Mitgliederzahl ist der Stand am 1. Januar des 
Jahres maßgebend, in dem die Generalversammlung stattfindet. 
(3) Bei Beschlussunfähigkeit beruft der Bundesvorstand binnen einer Frist von sechs Wochen eine 
zweite Versammlung mit derselben Tagesordnung ein. Sie ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen unbedingt beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 
(4) Die Einzelzahler werden durch den Bundesvorstand zur Vorstands- und Delegiertenwahl der 
ihrem Wohnsitz nächstgelegenen Bezirksgruppe zugeordnet. Die Einladung zur jeweiligen 
Hauptversammlung erfolgt durch den Bundesvorstand. 

§ 11 Der Bezirksgruppenvorstand 
(1) Der Bezirksgruppenvorstand wird für die Dauer von drei Jahren gewählt. Er ist nicht der 
gesetzliche Vertreter der VOS im Sinne des § 26 BGB. 
(2) Der Bezirksgruppenvorstand soll mindestens aus dem 1. und 2. Vorsitzenden sowie dem 
Schriftführer und im Falle der Kassenhoheit der Bezirksgruppe aus einem Kassenwart bestehen. 

(3) Der Bundesvorstand regelt durch eine Geschäftsordnung die Geschäfts- und 
Kassenbefugnisse des Bezirksgruppenvorstandes. In die Entscheidungsfindung sind die Beisitzer 
einzubeziehen. 

§ 1 2 Der Landesvorstand 
(1) Der Landesvorstand wird für die Dauer von drei Jahren in den Monaten März oder April des Jahres, 
in dem eine Generalversammlung stattfindet, vor oder während der Generalversammlung in geheimer 
Wahl gewählt. Die Wahl erfolgt durch die Delegierten der Bezirksgruppen eines Bundeslandes. In den 
Stadtstaaten Bremen und Hamburg sowie in den Bundesländern mit nur einer Bezirksgruppe erfolgt die 
Wahl durch eine Mitgliederversammlung der Landesgruppe. Für sie gelten die Vorschriften für die 
Hauptversammlung entsprechend. Durch die Delegierten bzw. die Mitgliederversammlung wird 
gleichzeitig ein Landesrechnungsprüfer und dessen Stellvertreter gewählt. 

(2) Der Landesvorstand soll mindestens aus dem 1. und 2. Vorsitzenden und soweit die 
Landesgruppe über eine eigene Kassenführung verfügt - einem Kassenwart bestehen. Der 2. 
Vorsitzende kann auch zugleich Schriftführer sein. Der Landesvorstand ist nicht gesetzlicher 
Vertreter der VOS im Sinne des § 26 BGB. 

(3) Der Bundesvorstand regelt die Geschäfts- und Kassenbefugnisse des Landesvorstandes durch 
eine Geschäftsordnung. Die Beisitzer sind in die Entscheidungsfindung einzubeziehen. 
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§ 13 Der Bundesvorstand 
(1) Der Bundesvorstand wird von der Generalversammlung für die Dauer von drei Jahren in  
geheimer Wahl mit einfacher Mehrheit gewählt. Er bleibt bis zur Neuwahl eines Bundesvorstandes 
im Amt. Der Bundesvorstand besteht aus dem Bundesvorsitzenden und zwei Stellvertretern, von 
denen einer gleichzeitig Schatzmeister ist und die zusammen den geschäftsführenden 
Bundesvorstand bilden, sowie vier Beisitzern. Jeweils zwei Mitglieder des geschäftsführenden 
Bundesvorstandes vertreten die VOS gemeinsam gerichtlich und außergerichtlich im Sinne des      
§ 26 BGB. 
(2) Der Bundesvorstand kann einen Geschäftsführer gemäß § 30 BGB als besonderen Vertreter mit 
dem Geschäftsbereich "Führung der Bundesgeschäftsstelle" sowie Mitarbeiter für die 
Bundesgeschäftsstelle bestellen. 
(3) Für die Wahlen zum Bundesvorstand bestimmt die Generalversammlung durch Zuruf einen aus 
einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern bestehenden Wahlausschuss. Der Vorsitzende übt das 
Amt des Wahlleiters aus. 
(4) Der Bundesvorstand kann für vorzeitig ausgeschiedene Vorstandsmitglieder Ersatzwahlen im Wege 
der Briefwahl durchführen. Für die Gültigkeit der Wahl gelten die Bestimmungen von Absatz 1 
entsprechend. 

(5) Die Generalversammlung kann einen Ehrenvorsitzenden wählen. Er kann auf Einladung als 
Berater an den Sitzungen des Bundesvorstandes teilnehmen und im Auftrag des Bundesvorstandes 
Verbandsaufgaben wahrnehmen. 

§ 14 Berufung von Mandatsträgern 
Ist die Wahl von Bezirks- und Landesgruppenvorständen trotz eingehender Bemühungen nicht möglich, 
kann der geschäftsführende Bundesvorstand im Einvernehmen mit den Mandatsträgern der jeweiligen 
Landesgruppe Bezirksgruppen- und Landesvorsitzende berufen. 

§ 15 Rücktritt und Abberufung von Mandatsträgern 
(1) Ein Mandatsträger kann sein Mandat durch eine einfache schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Bundesvorstand freiwillig abgeben oder durch das für seine Wahl oder Berufung zuständige Gremium 
entsprechend den Regelungen des § 16 Abs. 5 abberufen werden. 
(2) Bei Rücktritt oder Abberufung eines Mandatsträgers auf Bezirks- oder Landesebene kann die 
übergeordnete Verbandsstufe bis zu einer baldigen Neuwahl ein Mitglied kommissarisch mit dem Amt 
betrauen. Dieses ist für die umgehende, ordnungsgemäße Neuwahl verantwortlich. 
(3) Über die Abberufung oder zeitweilige Suspendierung eines Bundesvorstandsmitgliedes 
entscheiden die Delegierten, wenn ein Mehrheitsantrag der übrigen Bundesvorstandsmitglieder vorliegt. 

§ 16 Einberufung von Versammlungen und Beschlussfassung 
(1) Mitgliederversammlungen und die Generalversammlung sind vom zuständigen Vorstand schriftlich 
unter Angabe der Tagesordnung und der zu behandelnden Anträge in vollem Wortlaut bei Einhaltung 
einer Frist von mindestens acht Tagen für die Mitgliederversammlung und von mindestens vierzehn 
Tagen für die Generalversammlung einzuberufen. 
(2) Die Versammlungen sind beschlussfähig, wenn mindestens 15% der Mitglieder bzw. 50 % der 
Delegierten anwesend sind. 



15

(3) Eine außerordentliche Generalversammlung kann der geschäftsführende Bundesvorstand 
jederzeit einberufen. Er ist dazu verpflichtet, wenn die Delegierten mit mindestens 10% der 
Mitglieder durch ihre Unterschrift eine solche unter Angabe des Zweckes und der Gründe bei ihm 
schriftlich beantragen. 
(4) Der geschäftsführende Bundesvorstand kann mit Zustimmung von 10% der 
Delegiertenstimmen anstelle einer außerordentlichen Generalversammlung eine schriftliche 
Abstimmung in Form einer Briefwahl beschließen und durchführen. Für die Gültigkeit der 
Abstimmung gelten die Bestimmungen des Abs. 5 entsprechend. Jeder Delegierte hat das Recht, an 
der Stimmenauszählung teilzunehmen. 
(5) Bei Beschlussunfähigkeit beruft der Bundesvorstand binnen einer Frist von sechs Wochen eine 
zweite Versammlung mit derselben Tagesordnung ein. Sie ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen unbedingt beschlussfähig, hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 
(6) Die Mitgliederversammlungen und die Generalversammlung fassen ihre Beschlüsse mit 
einfacher Stimmenmehrheit der erschienenen Stimmberechtigten. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Zu Satzungsänderungen ist jedoch eine 
Stimmenmehrheit von zwei Dritteln, zur Auflösung der VOS eine solche von drei Vierteln der 
erschienenen Stimmberechtigten erforderlich. 
(7) Die Bezirksgruppenvorstände, Landesgruppenvorstände und der Bundesvorstand sind mit einer 
Frist von sechs Tagen unter Beifügung der Tagesordnung einzuberufen. Bei Dringlichkeit kann die 
Aufnahme zusätzlicher Tagesordnungspunkte beschlossen werden. Die Dringlichkeit ist zu begründen. 
Für die Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der jeweiligen 
Vorstandsmitglieder erforderlich. Sonst gilt Absatz 1 sinngemäß. 
(8) Für einzelne Beschlüsse der Bezirksgruppen kann auch die Briefwahl vorgesehen werden. 
Diese Stimmen gelten als anwesend im Sinne des Abs. 2. 

§ 17 Beurkundung der Beschlüsse 
Die von den Organen der VOS gefassten Beschlüsse sind durch den Schriftführer schriftlich 
niederzulegen und von dem jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen. Die Benutzung von Tonträgern ist zulässig. 

§18 Rechnungsprüfer und Schiedsgericht 
(1) Die Bundesrechnungsprüfer prüfen den ordnungsgemäßen Umgang mit den Geldern der 
Bundesgeschäftsstelle und der Landesgruppen mit Kassenhoheit. Die Bundesrechnungsprüfer können 
darüber hinaus selbst oder durch ein von ihm schriftlich beauftragtes Mitglied eines Landesvorstandes 
jederzeit die Kassenführung der Bezirksgruppen überprüfen. Sie können die Richtlinien für die 
Tätigkeit des Rechnungsprüfers ständig fortentwickeln und rechtzeitig in Kraft setzen. 
(2) Die Generalversammlung kann jeweils für die Dauer bis zum Ende der Amtsperiode ein 
Schiedsgericht, das in den nach § 5 vorgesehenen Fällen tätig wird, einsetzen, indem es seinen 
Vorsitzenden wählt. Je ein weiteres Mitglied des insgesamt dreiköpfigen Schiedsgerichts wird vom 
geschäftsführenden Bundesvorstand und von der anrufenden Partei bei Bedarf benannt. Der 
Vorsitzende kann die Vorgeschlagenen ablehnen, wenn sie nicht die Voraussetzungen für die 
Tätigkeit als Schiedsrichter erfüllen. Für den Fall der Verhinderung oder der Befangenheit oder des 
vorzeitigen Ausscheidens des Vorsitzenden kann die Generalversammlung einen stellvertretenden 
Vorsitzenden wählen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der §§ 1025 ff. ZPO. Mit der Anrufung 
des Schiedsgerichts wird auf die Anrufung ordentlicher Gerichte verzichtet. 
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§ 19 Beauftragter für die Öffentlichkeitsarbeit 
(1) Der Bundesvorstand ernennt den von ihm ausschließlich nach fachlichen und 
verbandspolitischen Gründen ausgesuchten Beauftragten für die Öffentlichkeitsarbeit, kurz 
„Pressesprecher der VOS" genannt. Die Beisitzer sind in die Entscheidungsfindung einzubeziehen. 
(2) Der Pressesprecher der VOS vertritt die Belange der ehemaligen politischen Häftlinge und 
ihrer Gemeinschaft (VOS) gegenüber der Öffentlichkeit im Sinne des geschäftsführenden 
Bundesvorstandes. 

§ 20 Redakteur und Redaktionsausschuss 
(1) Der geschäftsführende Bundesvorstand ernennt einen fachlich und journalistisch geeigneten 
Redakteur für die Verbandszeitung der VOS. Personalunion mit dem Pressesprecher ist möglich. 
(2) Der Bundesvorstand wählt für die Dauer seiner Amtsperiode einen dreiköpfigen 
Redaktionsausschuss, der dem Redakteur gegenüber die Befugnisse des Bundesvorstandes ausübt. 
(3) Redakteur und Redaktionsausschuss entscheiden gemeinsam. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden des Redaktionsausschusses. 
(4) Redakteur und Pressesprecher sind regelmäßig zu den Sitzungen des Bundesvorstandes 
einzuladen. 

§ 21 Auflösung 
(1) Der Antrag auf Auflösung der VOS kann vom Bundesvorstand oder von den Delegierten mit 
mindestens 51 % der Stimmen gestellt werden. Der Antrag muss schriftlich gestellt werden und 
von sämtlichen Antragstellern unter Bezeichnung der von ihnen vertretenen Gliederung 
unterzeichnet sein. 
(2) Bei Auflösung oder Aufhebung der VOS bzw. bei Wegfall ihres bisherigen Zweckes fällt ihr 
Vermögen an die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge. Das dem Vermögensempfänger übertragene 
Vermögen darf ausschließlich und unmittelbar nur für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden. 

§ 22 Schlussbestimmung 
(1) Diese Neufassung der Satzung ist von der Generalversammlung der VOS in Friedrichroda am 
08.04.2017  beschlossen worden. Sie tritt mit der Eintragung in das Vereinsregister  in Kraft. Alle 
vorhergehenden Fassungen werden zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft gesetzt. 

Der geschäftsführende Bundesvorstand 

Detlef Chilla May-Britt Krüger   Rainer Buchwald 



17

Geschichtspolitisch wichtiges Sportereignis 
Der Mauer-Opfer-Gedenklauf findet zum 5. Mal statt 
Der Mauerlauf in und um Berlin, der 
eigentlich Gedenklauf für die Opfer 
der Berliner Mauer und deren Urhe-
ber heißen müsste, ist mittlerweile zu 
einem Ereignis geworden, das sich 
nicht nur Sport-Fans im Kalender 
vormerken. Längst sind zahlreiche 
Vereine und Institutionen – darunter 
die VOS und das Forum zur kriti-
schen Auseinandersetzung mit der
DDR-Geschichte im Land Branden-
burg e.V. – mit Engagement und Ge-
schichtsbewusstsein in unterschiedli-
cher Weise an der Vorbereitung für 
ein erfolgreiches Gelingen beteiligt.  

Zur Information für all jene, die die 
Bericht-
erstattungen
in den zeitna-
hen Fg-
Ausgaben der 
letzten fünf 
Jahre – so 
lange gibt es 
diese Lauf-
veranstaltung 
nun schon –
nicht mehr in 
Erinnerung 
haben: Der 
jährlich um 
den 13. Au-
gust, dem 
Jahrestag des 
Mauerbaus,
stattfindende 
Lauf findet
als eine Art 
Extrem-
Herausforde-
rung für Teil-
nehmerinnen 
und Teil-
nehmer aus 
mehreren 
Kontinenten statt. Gelaufen wird mit 
Einzelstarts und in Staffeln. Die Stre-
cke umfasst etwa 100 Km und folgt 
dem Verlauf des sogenannten Antifa-
schistischen Schutzwalls, der die 
DDR vom freien Teil Berlins trennte. 
Mehr als 140 Menschen kamen nach 
offiziellen Angaben zu Tode – die 
Dunkelziffer dürfte die Zahl noch er-
höhen. Sie wurden erschossen, er-
tranken oder stürzten in die Tiefe. 
Andere wurden bei einem Fluchtver-
such gestellt, angeschossen oder ver-
fingen sich in den Anlagen. Sie büß-

ten ihre Sehnsucht nach Freiheit oft 
mit mehrjähriger Haft.  

In diesem Jahr weist der Mauerbau-
Gedenktag einige interessante Be-
sonderheiten auf. Zum einen fällt der 
13. August auf einen Sonntag, so wie 
im Jahr 1961, als man das todbrin-
gende Bauwerk errichtete. Zum an-
deren ist es 28 Jahr her, dass wir in 
Deutschland und (vorläufig noch) im
freien Teil von Europa ohne Mauern 
und ohne Diktatur auskommen. Dies 
ist dieselbe Zeitspanne wie jene, in 
der die Mauer stand: von 1961 bis 
1989. Schirmherr dieses bemerkens-
werten Wettbewerbs ist der ehemali-

ge DDR-Pfarrer 
Rainer Eppelmann, 
eine authentische 
Persönlichkeit des 
Widerstands gegen 
die SED-Diktatur. 
Neben der politisch 
historischen Be-
deutung dieser 
Veranstaltung hat 
der Lauf einen ho-
hen sportlichen 
Wert. Die Zahl der 
Läuferinnen und 
Läufer ist auf 350 
begrenzt. Wie vie-
le von ihnen das 
Ziel erreichen, 
bleibt abzuwarten. 
Zu beachten sind 
dabei solche 

Sicherheitsvor-
schriften wie das 
Tragen von 
Warnwesten in der 
Nacht und das 
Mitführen eines 
Mobil fons bei den 
Startern. Auch ein 

ärztliches Attest war vor dem Start 
vorzulegen. Die Anmeldefrist be-
gann bereits im November 2016. 
Die Teilnahmegebühr war mit 189 
Euro festgelegt.

Die Sieger des vorigen Jahres wa-
ren Ariel Rozenfeld aus Israel bei 
den Herren und bei den Frauen die 
Australierin Tia Jones. Der Stre-
ckenrekord liegt bei 13:06 Stunden. 
Ihn hält seit 2014 der Brite Mark 
Perkins. Rekordhalterin bei den 
Frauen ist seit 2015 die Berlinerin 
Patricia Rolle mit 15:57 Stunden. 

Um die Strecke bewältigen zu kön-
nen, ist eine umfassende Versorgung 
und Betreuung der Athletinnen und 
Athleten erforderlich. Dazu werden 
entlang des Kurses zahlreiche Stütz-
punkte eingerichtet, an denen die 
Läuferinnen und Läufer Verpflegung 
und Getränke erhalten und wo sie 
auch medizinisch versorgt werden 
können. Ganz davon abgesehen ist 
für eine derartige sportliche Leistung 
mitunter auch ein freundliches, auf-
munterndes Wort ganz wichtig, das 
den erschöpften Läufern mindestens 
soviel Auftrieb gibt wie ein kaltes 
Getränk. 

Die Versorgungspunkte sind auch 
nachts von ehrenamtlichen Helfern 
besetzt, da sich der Lauf über mehr 
als 24 Stunden erstreckt. Einer dieser 
Stützpunkte wird durch das vorge-
nannte Brandenburger Forum be-
treut, und dies schon seit der Lauf 
ausgerichtet wird. Damit ist bereits 
gesagt, dass diese Helfer selbst einen 
Bezug zu dem geschichtlichen Hin-
tergrund des Laufes haben. Nicht sel-
ten sind auch sie Opfer des SED-
Regimes, die verfolgt, inhaftiert oder 
zu Verhören geholt wurden. Für sie 
gilt das Motto „Gegen Gleichgültig-
keit“. Begriffe wie Todesstreifen
oder Mauertote dürfen einfach nicht 
ausgelöscht werden Es ist ihnen 
wichtig, denen etwas wiederzugeben, 
die sich – aus Italien, Südafrika, 
Australien, Großbritannien, Israel, 
Polen, den USA, Deutschland und 
anderen Ländern kommend – unter 
den harten Laufbedingungen für das 
Gedenken an das kommunistische 
Unrecht einsetzen. Nicht zuletzt tra-
gen diese Läuferinnen und Läufer 
dazu bei, auch in ihren Heimatlän-
dern und in den digitalen Netzwerken 
durch die unmittelbare Weitergabe 
ihrer Eindrücke und Erkenntnisse ge-
schichtliche Daten festzuschreiben. 

Tom Haltern 
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Nach den verlorenen Jahren in der Haft folgt die traumatische Last
Die Opfer des kommunistischen Unrechts schildern in einer Anthologie ihre Schicksale 
Wer etwas über die Geschichte des 
durch den Kommunismus began-
genen Unrechts in Deutschland er-
fahren will, der soll sich am besten 
bei denen informieren, die sie er-
lebt haben und leidvoll davon be-
troffen sind: die Zeitzeuginnen und 
Zeitzeugen, die zu Opfern wurden. 
Sicherlich ist diese Empfehlung 
nicht neu und nicht sonderlich ori-
ginell, zumal wir sie in der Frei-
heitsglocke ständig beherzigen und 
wir als VOSler schließlich selbst 
alle in hohem Maße Unrecht und 
Boshaftigkeit erfahren haben. Im-
mer wieder stellen wir daher in der 
Fg Bücher oder Berichte vor, in 
denen ehemalige politische Häft-
linge des Kommunismus über ihre 
Schicksale, und die Verbrechen an-
derer berichten. Immer wieder gibt 
es dann bei dem Erzählten Über-
schneidungen, tauchen Orte, Perso-
nen, Begriffe und Situationen auf, 
von denen andere Betroffene schon 
berichtet haben oder die wir selbst 
kennen. Und doch ist jede berichte-
te Erfahrung auch wieder neu, ist 
sie nicht minder ergreifend und be-
achtenswert als jene, die wir bereits 
gelesen haben. Nun ist in der 
Schriftenreihe des Landesbeauf-
tragten für die MfS-Unterlagen in 
Sachsen mit Band 17 erneut eine 
Sammlung von Haftschicksalen mit 
dem Titel „Das lässt einen nicht 
mehr los“ erschienen. Es sind Frau-
en und Männer der Jahrgänge ab
1926, die zum einen durch Zufall 
und zum anderen durch Unkenntnis 
der politischen Lage oder durch 
den bewussten Widerstand in die 
Fänge der sowjetischen Institutio-
nen oder später des MfS geraten 
sind. Immer waren die Strafen hart 
und ungerecht – in den Zeiten der 
SBZ lagen sie meist bei 25 Jahren 
Haft, da die Todesstrafe zeitweilig 
ausgesetzt war. Oft genug erfolgten 
die Verhaftungen bzw. Festnahmen 
unter fadenscheinigen Gründen, 
wobei schon die frühen Handlanger 
der SED-Riege auf unrühmlich hö-
rige Weise mitwirkten.

Die Autorin des Buches hat sich 
sehr eingehend mit den einzelnen 
Schicksalen befasst. Sie hat die je-
weiligen Kapitel auf zehn bis 15 
Seiten begrenzt, was der Intensität 
der Schilderungen in hohem Maße 
zugutekommt. Sie hat Dokumente 

und Fotos – soweit man dieser noch 
habhaft werden konnte – eingebaut, 
wodurch sich die Authentizität er-
höht. Und sie beschreibt nicht nur 
die Geschehnisse aus ihrer Erzähle-
rinnen- und Beobachtungsperspek-
tive, sondern sie lässt die Betroffe-
nen immer auch selbst zu Wort 
kommen. Damit hält sie den Span-
nungsbogen auf-
recht und veran-
lasst den Leser 
zusätzlich zum 
Nachdenken. 
Nicht zuletzt 
kommt sie auch
den noch unbe-
darfteren Lesern 
entgegen, indem 
sie Erklärungen 
zu Begriffen lie-
fert, die unserei-
nem hinreichend 
geläufig sind. Da 
wären u.a.: Wer-
wolf, Ostbüro, 
KgU, Jugend-
werkhof, Pelz-
mützentransport.  

Mehrere Betrof-
fene sind den Fg-
Abonnenten gut 
bekannt, zumal 
diese dann auch 
Mitglieder der 
VOS sind. Bei-
spielsweise 
Wolfgang Leh-
mann aus Rim-
bach, der mit seinen Vorträgen am 
Gymnasium schon großes Interesse 
ausgelöst hat. Auch über sein 
Schicksal, das ihn bereits als Halb-
wüchsigen ereilte, sind die Fg-
Leser durch seine Beiträge infor-
miert. Ebenso über seine Aktivitä-
ten bei der Schaffung von Gedenk-
plätzen.  

Ein anderer ist Harald Möller. Mit 
den letzten Atemzügen des Krieges 
wird er bei der Verbringung von 
Bibliotheksinventar in die Kali-
Schächte, darauf am Westwall zum 
Bau von Panzersperren und danach 
beim Reichsarbeitsdienst einge-
setzt. Schließlich muss er auch die 
Uniform der Wehrmacht anziehen 
und soll feindliche Panzer aufhal-
ten. Er und andere Minderjährige. 
Aus der amerikanischen Kriegsge-
fangenschaft, in die er zwangsläu-

fig gerät, wird er schnell wieder 
entlassen. Er kehrt heim nach Thü-
ringen und setzt die vordem unter-
brochene Schulzeit fort. In der 
Freizeit schleichen er und seine 
Freunde häufig über die neue Zo-
nen-Grenze nach Hessen. Die Ge-
fahr, die sich durch das nunmehr 
herrschende Regime in ideologi-

scher Hinsicht abzeichnet, erkennt 
er nicht. Er umgibt sich mit West-
Zeitungen und diskutiert beim 
nachher begonnenen Studium kri-
tisch über die Politik und die Ma-
chenschaften der Sowjets. Dann,
1948, fährt er nach Greiz, wo er 
ahnungslos in die Fänge der Sow-
jets gerät. Dies – wir wissen es aus 
anderen Berichten längst – ist der 
entscheidende Schnitt. Kaum je-
mand ist der Sowjet-Maschinerie 
ungeschoren und schnell entkom-
men. Auch nicht Harald Möller. Es 
finden die nächtlichen Verhöre 
statt. Schlafentzug, Androhung von 
Folter, die Erpressung von Ge-
ständnissen für nicht begangene 
Taten. Das Urteil: zweimal (!) Le-
benslänglich. Es folgt die Haftan-
stalt Bautzen mit einer schweren 
TBC-Erkrankung. 19 oben 
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 von voriger Seite 

Das Gespenst des Todes schwebt 
bereits vor seinen Augen. Nur der 
Kameradschaft der Mitgefangenen 
verdankt er das Überleben. 1956 
wird er entlassen. Es sind acht Jah-
re, die er – für nichts – gebüßt hat. 
Aber das Schicksal hat ihn längst 
nicht kleingekriegt. Er verlässt die 
DDR und geht in die Bundesrepub-
lik, wo er es auch nicht leicht hat. 
Die Verwaltungsinstanzen erweisen 
sich bereits in jener Zeit als schwe-
re Hürden, die ein entlassener Häft-
ling nicht so leicht durchschauen 
und meistern kann. Auch die neu-
en, alten Landsleute sind über die 
DDR-Flüchtlinge nicht unbedingt 
erfreut – damals schon. Harald 
Möller geht dennoch seinen Weg. 
Er holt das Abitur nach, wird Be-
amter und steigt empor. Nach der 
Wiedervereinigung nimmt er aktiv 
an der Geschichtsaufarbeitung teil. 
Er arbeitet im Bautzen-Komitee 
mit, wird dort Vorsitzender und 
leistet Zeitzeugenarbeit.   

Auch Rosemarie Schmidt, die 
1930 in Liegnitz/ Schlesien gebo-
ren ist und nach dem Krieg nach 
Hötensleben umgesiedelt wird, ge-
rät 1947 den Sowjets nichtsahnend 
in die Fänge. Auf ihrem Weg in 
den westlichen Sektor, wo sie zur 
Schule geht, nimmt sie Briefe mit, 
die sie dort – natürlich ungelesen –
in den Postkasten wirft. Die Beför-
derung geht hier schneller und si-
cherer als in der Ostzone. Doch die 
Sowjets bekommen das heraus und 
nehmen sie in Gewahrsam. Bis sie 
in die Freiheit zurückkehren und in 
den Westen fliehen kann, muss sie 
harte Zeiten überstehen. Sie wird 
ein Dreivierteljahr nach der Verhaf-
tung zu 25 Jahren Haft verurteilt. 
Das gleiche Urteil erhalten jene 
Briefschreiber, denen sie behilflich 
war und die man schnell ermittelt 
und dann ebenfalls eingefangen 
hat; woran man einmal mehr sehen 
kann, dass die „Befreier“ eher ein 
paar Leute mehr als zu wenig ein-
sperrten oder hinrichteten.  

Rosemarie Schmidt hat die Haft-
Maschinerie dann reichlich ken-
nengelernt. Bautzen, Sachsenhau-
sen, Hoheneck. Man weiß, wie ge-
rade Frauen unter den katastropha-
len Bedingungen gelitten haben. 
Hygiene hatte kaum Bedeutung, 
kein Bettzeug, nicht mal Strohsä-
cke. Kälte, Krankheiten, überbeleg-
te Zellen, Schreibverbot, Mangel-

ernährung. Das alles über Jahre. 
Erst 1956 kann sie zurück zu ihrer 
Familie. Die Rückgewöhnung in 
den Alltag fällt ihr schwer. Sie hat 
Angst, das Haus zu verlassen und 
Menschen anzuschauen. Nachdem 
sie sich für die Flucht in den Wes-
ten entschieden 
hat, wird zwar 
vieles leichter, 
aber auch sie 
erfährt Ableh-
nung und Des-
interesse bei 
den Mitmen-
schen in der 
Bundesrepub-
lik. Doch sie 
geht einen er-
folgreichen be-
ruflichen Weg, 
und ist auch privat glücklich.  

Sehr berührend ist das Schicksal 
von Annemarie Krause aus dem 
Erzgebirge, geboren 1931. Sie 
macht kurz nach Kriegsende die 
Bekanntschaft eines Offiziers der 
Roten Armee. Für beide ist es die 
Liebe ihres Lebens, beide wollen 
sie unbedingt zusammenbleiben; 
nicht zuletzt weil Annemarie mit 
14 Jahren schwanger wird und der 
junge Mann, er stammt aus der Re-
publik Moldawien, den Dienst quit-
tieren will. Gemeinsam will das 
junge Paar in den Westen fliehen, 
um über das eigene Leben selbst 
entscheiden zu können. Doch der 
Plan fliegt auf, der Offizier wird 
der Fahnenflucht bezichtigt und in 
ein sibirisches Lager verfrachtet. 
Annemarie Krause ist aus Sicht der 
Sowjets mitschuldig am Verrat des 
Sowjet-Offiziers. Nicht nur sie, 
auch die Mutter und die Tante, die 
alles wussten. Man sperrt alle ein. 
Das ist 1948. Da die Todesstrafe 
ausgesetzt ist, bekommt jede „nur“ 
25 Jahre, und gemeinsam geht es in 
das Zuchthaus Bautzen. Es sind 
dieselben katastrophalen Haftbe-
dingungen, die auch Rosemarie 
Schmidt und die vielen anderen 
vorgefunden haben. Als Annemarie 
1954 entlassen wird, sind die Mut-
ter und die Tante bereits zu Hause. 
Annemarie Krause gewöhnt sich 
schnell an das zivile Leben, und da 
sie bodenständig ist, bleibt sie in 
ihrer Heimat.  

Maksim, ihre große Jugendliebe 
und Vater der Tochter, sieht sie 
nicht wieder. Als sich nach dem 
Mauerfall bei den Recherchen in 

Moskau herausstellt, dass er 1990 
durch den Reaktor-Unfall von 
Tschernobyl ums Leben kam, ist 
sie entsetzt. Immerhin erfährt sie
die Adresse seiner Familie und baut
zu ihr einen anhaltend freund-
schaftlichen Kontakt auf.  

Dies alles sind drei der insgesamt 
31 persönlichen Schicksale aus die-
sem Buch. Sie reichen bis in die 
Zeit der späteren DDR hinein und 
erfassen auch die Stasi- Bespitze-
lungen und den Häftlingsfreikauf. 
In ihrer Tragik sind sie alle span-
nend beschrieben und beinhalten 
doch fast immer ein mitunter eher 
anspruchsloses, schwer erkämpftes, 
dennoch verdientes Happyend, für 
das man als Leser besonders dank-
bar ist. Das ist gut so, denn so lässt 
sich alles, was einem tief unter die 
Haut geht, leichter ertragen.  

Von jenen Schicksalen, die sich 
später in der DDR ereignen, sei auf 
den Bericht von Evangelisch-Maria 
Neumann verwiesen, die bei einer 
misslungenen Schleusung im Kof-
ferraum eines PKW gefasst wird. 
Die Intensität des Berichts erfasst 
alle Repressalien und deren Aus-
wirkungen, wie sie viele andere 
Häftlinge – auch männliche - erfah-
ren mussten.  

Dieses Buch, wenn man es einmal 
– egal an welcher Stelle – zu lesen 
begonnen hat, möchte man nicht 
aus der Hand legen – wiewohl es 
unumgänglich ist, dass man mit 
nicht nur einem Seufzer Pausen der 
Besinnung und des Nachdenkens 
einlegen muss.  ARK 

Dr. Nancy Aris: Das lässt einen 
nicht mehr los. Opfer politischer 
Gewalt erinnern sich (Schriften-
reihe des Sächsischen Landesbe-
auftragten zur Aufarb. der SED-
Diktatur). 456 S., 14,00. Auch als 
ebook und gebraucht im Internet. 
Skizze: Zellengrundriss aus der Haft-
anstalt Bautzen (Heinz Unruh) 
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Über den Unrechtsstaat DDR und dessen wahres Wesen 
Barbara Große redet bei ihrer Lesung in Pforzheim Klartext und ist beim Festival der Toleranz  
in Zagreb eine würdige Zeitzeugin in Vertretung aller SED-Opfer 
Bärbel Große ist ein gutmütiger 
Mensch. Sie ist zuverlässig, hilfs-
bereit und freundlich. Wer sie 
kennt, weiß das und weiß es auch 
zu schätzen. Ganz besonders gilt 
das für die Mitglieder der VOS, de-
ren Bundesvorstand sie angehört. 
Allerdings: Wenn es um die Partei 
Die Linke und deren demagogi-
sches Gesäusel beim Thema DDR 
geht, dann haben Rücksicht und 
Freundlichkeit bei ihr ein unwider-
rufliches Ende. Dies durften die 
Zuhörerinnen und Zuhörer in 
Pforzheim bei einer Lesung aus ih-
rem Buch „Aus der DDR-Diktatur 
in die Mainzer Freiheit“ erfahren, 
und so war es dann kurze Zeit spä-
ter unmissverständlich in den regi-
onalen Presseberichten nachzule-
sen. Zuviel Schlimmes hat sie in 
dem Arbeiter- und Bauernstaat er-
lebt, und viel Schlimmes hat sie 
nach der Öffnung der Stasi-Akten 
über die Art und Weise erfahren, 
mit der sie bespitzelt und hinter-
gangen wurde. Nicht zuletzt war es 
die schwere Zeit in der Haft, die ih-
re unversöhnliche Haltung gegen 
jedes Schönreden und das Ver-
harmlosen der DDR-Verhältnisse 
prägten. Dass Die Linke versucht, 
auch gute Seiten an der DDR auf-
zuzeigen, hält natürlich nicht nur 
Barbara Große für ein völlig fal-
sches Signal, von dem sich dann 
auch noch manch ein harmloser 
Wessi beschwichtigen lässt. Daher 
war es wichtig, dass sie am 18. Juni 
bei ihrer Lesung im – den Leserin-
nen und Lesern wohl bekannten –
DDR-Museum diese deutlichen 
Worte fand und aus ihrem Buch, 
das wir in der vorletzten Ausgabe 
vorgestellt hatten, die besonders 
treffenden Passagen zu Gehör 
brachte.  

Zu einem echten Höhepunkt in 
der diesjährigen Zeitzeugenarbeit 
der SED-Opfer überhaupt war be-
reits im April die Einladung zum 
Festival of Tolerance nach Zagreb
(Kroatien) geworden. Barbara Gro-
ße war über die Bundesstiftung für 
Aufarbeitung des SED-Unrechts 
eingeladen worden, sie wurde be-
gleitet von Anna von Arnim. Im 
Rahmen dieses Festivals wurde in 
einem Kino ein Film über die 
DDR-Haftanstalt Hoheneck ge-

zeigt. Bärbel Große, die in dieser 
Haftanstalt schlimme Zeiten erfah-
ren musste, wurde nach dem Film 
von Anna von Arnim auf der Kino-
Bühne zu ihren Erlebnissen und 
den Verhältnissen in der DDR in-
terviewt. Übersetzt wurde es durch 
eine Simultandolmetscherin. Aus
dem Publikum kamen Fragen, die 
von großem Interesse zeugten. All 
das war sowohl für Kameradin 
Große, aber auch für die Zuhörer 
sehr bewegend.  

Auch seitens der Presse und von 
diversen TV-Anstalten bestand In-
formationsbedarf. Am nachfolgen-
den Sonntag und Montag lud dann 
Festivaldirektor Branko Lustig zum 
Lunch ein. Lustig ist Schauspieler 
und Produzent. Er drehte so beein-
druckende Filme wie „Schindlers 
Liste“, der 1993 einen Oscar be-
kam, und „Gladiator“, der ebenfalls 
mit einem Oscar ausgezeichnet 
wurde. Branko Lustig spricht fünf 
Sprachen, die Unterhaltung mit ihm 
war eine wichtige Erfahrung für al-
le Teilnehmenden.  

Natürlich kam man auch auf das 
oben genannte Buch von Barbara 
Große zu sprechen, doch fand wäh-
rend des Festivals daraus keine of-
fizielle Lesung statt. Es erregte je-
doch das Interesse der ebenfalls 
anwesenden polnischen Fernseh-
Redakteurin und Filmeproduzentin 
Malgorzata Walczak. Sie bestellte 
bei der Autorin ein Exemplar, das 
sie dann nachträglich auf dem 
Postweg erhielt.  

Insgesamt hinterließ das renom-
mierte Festival einen tiefen Ein-

druck, und gewiss stärkt die Teil-
nahme von Barbara Große auch das 
Ansehen der VOS. Man sollte sich 
wünschen, dass ähnliche aufsehen-
erregende Initiativen auch in 
Deutschland, wo es bei der Aufar-
beitung des vom Kommunismus 
verursachten Unrechts noch we-
sentlichen Lücken gibt, ins Leben 
gerufen werden und dann dort auch 
mal Opfer vorgestellt werden, die 
sonst kaum zu Wort kommen.  

Valerie Bosse 

Eine unwürdige Tat 
Nichts Neues aus Bernkastel 
Wie berichtet (vorige Fg, S. 6) fand 
anlässlich des Gedenkens an den 
Volksaufstand vom Juni 1953 in 
Bernkastel (Rheinland-Pfalz) eine 
durch VOS-Mitglied Maximilian 
Meurer organisierte Feier statt, für 
die sich zahlreiche Bürgerinnen 
und Bürger interessierten und deren 
geschichtlicher Wert somit unum-
stritten war. Schauplatz des Geden-
kens war ein Mahnmal, das der 
Berliner Künstler Ben Wargin mit 
Hilfe eines Sponsors im Jahr 2010 
anlässlich des 20-jährigen Beste-
hens der deutschen Einheit an diese 
Stelle bringen konnte. Es ist ein 
Mahnmal, das an Unfreiheit und 
Unmenschlichkeit sowie die Über-
windung von Gewalt und Kaltem 
Krieg erinnern soll. Eigentlich 
konnte es keinen geeigneteren Ort 
geben, um an die Opfer des Volks-
aufstandes von 1953 zu denken. 
Und doch gibt es leider Menschen, 
die das nicht so sehen, denn bereits 
drei Tage nach der Gedenkfeier 
fand man das hier abgelegte Blu-
mengebinde in einem Abfallbehäl-
ter wieder.  

Nachdem einen weiteren Tag spä-
ter eine Strafanzeige bei Polizei 
und Staatsanwaltschaft eingereicht 
wurde, besteht bis heute Unklar-
heit, ob Ermittlungen aufgenom-
men wurden und ob sie etwas erga-
ben. Allerdings geht aus der Be-
richterstattung der lokalen Presse 
hervor, dass man sich vor Ort in 
Stadtverwaltung und Politik darü-
ber streitet, ob es sich bei diesem 
unwürdigen Vorfall um Vandalis-
mus handelt oder ob man das Ge-
binde nicht ohnehin schon hätte 
entsorgen sollen.  B. Thonn 
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 Da kann man nur den Kopf schütteln 
Nun soll die Allzweckwaffe Faschismus-Keule auch einen bis-
lang hochgeachteten deutschen Autor treffen: Aus Johannes 
Bobrowski wird 72 Jahre nach dem Kriegsende ein Nazi 

Der aus Ostpreußen stammende 
Dichter Johannes Bobrowski, 1917 
in Tilsit an der Memel geboren, das 
seit 1946 Sowjetsk heißt, galt bis 
zum 4. April dieses Jahres in der 
russischen Exklave Kaliningrad als 
verehrungswürdiger Humanist und 
Antifaschist, der in Gedichten und 
Prosatexten deutsche Kriegsschuld 
aufarbeitete. So konnte man schon 
1969, vier Jahre nach seinem frü-
hen Tod, in der dritten Auflage der 
Großen Sowjetischen Enzyklopädie
lesen, der einstige Wehrmachtssol-
dat verträte „die Ideale einer huma-
nistischen Völkerbrüderschaft“.

Als am 4. April die Ausstellung 
zum 100. Geburtstag (9. April) im 
„Museum für Stadtgeschichte“ er-
öffnet wurde, wo 2013 schon die 
aus Berlin angereiste Johannes-
Bobrowski-Gesellschaft getagt hat-
te, konnte niemand den Eklat am 
Tag darauf vorausahnen. Schließ-
lich hatte die Gebietsregierung der 
Oblast Kaliningrad die Ausstellung 
befürwortet, für deren Kosten die 
Stadt Sowjetsk aufgekommen war, 
und der Bürgermeister hatte voller 
Vorfreude an den deutschen Gene-
ralkonsul in Kaliningrad, dem frü-
heren Königsberg, geschrieben, 
dass „unsere Stadt die historischen 
Wurzeln bewahrt hat, die unsere 
Kulturen verbinden und der gegen-
seitigen Bereicherung dienen“. In 
dieser Übereinstimmung aller Be-
teiligten wurde die Ausstellung er-
öffnet, auf einem Erinnerungsfoto 
sind der sächsische Bundestagsab-
geordnete Klaus Brähmig (CDU), 
der ein Geschenk des Vereins ehe-
maliger Tilsiter überreichte, zu se-
hen, weiterhin der schon erwähnte 
deutsche Generalkonsul Dr. Micha-
el Banzhaf, der litauische General-
konsul Olegas Skinderskis und 
Oleg Waschurin, der Kulturreferent 
der Stadt, in der 1807 zwischen 
Frankreich, Russland und Preußen 
der Frieden von Tilsit geschlossen 
worden war.  

Das Verhängnis kam am 5. April, 
als vor dem Stadtmuseum in der 
Ulica Pobedy (Straße des Sieges), 
eine Gruppe von Journalisten des 
örtlichen Kabelfernsehens erschien 
und man die ahnungslose Muse-

umsleiterin inquisitorisch befragte, 
warum in ihrer Ausstellung „fa-
schistische Uniformen“ zu sehen 
wären. Tatsächlich wurde dort der 
Dichter zweimal in Uniform ge-
zeigt, einmal irgendwo im Krieg 
und einmal bei seiner Hochzeit 
1943 in Motzischken/ Memelland. 
Die Auskunft von Anschelika 
Schpilijowa, dass diese Fotografien 
auch schon auf einer Ausstellung 
2012 unbeanstandet zu sehen ge-
wesen wären, verfing nicht. Auch 
dass am Geburtshaus des Dichters 
seit Jahrzehnten eine Erinnerungs-
tafel hängt, wollten die TV-Leute 
nicht wissen. Sie waren auf Provo-
kation aus und konfrontierten Pas-
santen vor dem Museum mit der 
„faschistischen Propaganda“ und 
lösten erwartungsgemäß „Empö-
rung“ aus.

Abends wurde die Sendung aus-
gestrahlt, und nun war auch Kultur-
referent Oleg Waschurin, der am 
Vortag die Ausstellung mit eröffnet 
hatte, „empört“ und forderte die 
Museumsleiterin, deren Vorgesetz-
ter er ist, auf, ein Entlassungsge-
such einzureichen. Als sie seiner 
Aufforderung nicht nachkam, ließ 
er die Stellwände mit den beiden 
Fotografien ins Rathaus bringen, 
drohte der ungehorsamen Muse-
umsleiterin mit geheimdienstlichen 
Ermittlungen und richtete eine 

Sonderkommission ein, die zu dem 
gewünschten Ergebnis kam, dass 
die Ausstellung „eine negative Re-
aktion der Presse und der Einwoh-
ner von Sowjetsk“ provoziert hätte. 

Man kann der standhaften Muse-
umsleiterin nur wünschen, dass sie 
„auf ihrer Auslegung der Geschich-
te“ (Kommissionsbericht) beharrt 
und Verbündete findet, die sie 
schützen. Den deutschen Beobach-
ter fernab vom Geschehen muss 
diese gespenstische Szenerie irritie-
ren, zumal anderswo im Kalining-
rader Gebiet deutsche Kultur 
durchaus gepflegt wird, ohne dass 
russische Ideologen in untergeord-
neten Behörden die „Faschismus-
Keule“ (so der Titel eines Buches 
des Bonner Politologen Hans-
Helmuth Knütter) schwingen. So 
wurde 1992/98 der im Krieg zer-

störte Königsberger Dom mit deut-
schen Geldern restauriert und am 
24. Januar 2016 in Kaliningrad der 
240. Geburtstag des Schriftstellers 
Ernst Theodor Amadeus Hoffmann 
(1776 – 1822) gefeiert. Im Vorbe-
reitung des 300. Geburtstags des 
Königsberger Philosophen Imma-
nuel Kant (1724 – 1804) am 22. 
April 2024 wird im Dorf Judtschen 
bei Gumbinnen vom Kaliningrader 
Geschichts- und Kunstmuseum, ei-
ner russischen Institution, das Haus  

S. 14 links oben
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des reformierten Pfarrers Daniel 
Ernst Andersch (1701 – 1771) re-
noviert, wo der heute weltberühmte 
Denker vor seiner Universitätslauf-
bahn 1747/ 1750 als Hauslehrer tä-
tig war. Und nicht zuletzt wurde 
2014 in Sowjetsk eine Kopie des 
Denkmals der preußischen Königin 
Luise (1776 – 1810) im Stadtpark 
wieder aufgestellt, wo es 1945 zer-
stört worden war. Man kann nur 
hoffen, dass diese positiven Aspek-
te der Geschichtsaufarbeitung nicht 
von den negativen Tendenzen, wie 
sie mittlerweile in Sowjetsk zu be-
obachten sind, überlagert werden. 
Offenbar fürchtet man nach mehr 
als 70 Jahren nach dem Zweiten 
Weltkrieg, eine „schleichende 
Germanisierung“ und ein „aggres-
sives Vordringen deutscher Kultur 
ins öffentliche Leben“ (so Kulturre-
ferent Oleg Waschurin). Über sol-
che Ansichten kann man nur den 
Kopf schütteln.  Jörg B. Bilke 
 

 

Die Zeit hat nicht alle 
Spuren getilgt 
Oskar Brüsewitz und Johannes 
Bobrowski wohnten im glei-
chen ostpreußischen Dorf 
 

Das Memelland als einstige Region 
Ostpreußens ist auch die Heimat 
eines anderen sehr bekannt gewor-
denen Deutschen. Dieser wurde 
1929 in Willkischken geboren, er 
fand sein Aufsehen erregendes En-
de 1976 in der Kleinstadt Zeitz in 
der DDR, als er sich als Pfarrer öf-
fentlich verbrannte. Sein Name ist 
Oskar Brüsewitz. Er brachte den 
SED-Staat in höchste Schwierig-
keiten und seine geistig religiöse 
Obrigkeit, die evangelische Kirche 
in eine nicht minder schwere Be-
drängnis. Weder die Kirche noch 
die als Partei Die Linke nachge-
folgte SED haben sich bis heute zu 
Selbst-Klärungen durchgerungen. 
Somit bleibt Brüsewitz einer der 
wichtigsten Akteure des Wider-
standes gegen den diktatorischen 
Sozialismus, und zugleich wird er 
in der Zuordnung seiner Bedeutung 
gern umgangen oder gar herabge-
würdigt.  

Die Selbstverbrennung des Oskar 
Brüsewitz lag im vorigen August 
genau vierzig Jahre zurück, Anläss-
lich dieses Datums veröffentlichte 
der Fg-Redakteur Alexander Rich-
ter-Kariger eine 420 Seiten umfas-

sende Teil-Biografie zu Brüsewitz, 
in der auch der Dichter Bobrowski 
erwähnt wird. Dazu heißt es in dem 
Buch:  

 

Hier in Willkischken verbrachte 
auch der deutsche Schriftsteller 
und Dichter Johannes Bobrowski 
einige Zeit seines Lebens. 
Bobrowskis Großeltern lebten in 
Willkischken, und so kam der Enkel 
meist in den Sommerferien her. 
Seine und die Lebenslinie von Os-
kar Brüsewitz, der zwölf Jahre jün-
ger war, kommen somit geografisch 
miteinander in Berührung. Ich 
wüsste gern, ob sich die beiden je-
mals begegnet sind, ob sie vonei-
nander Notiz nahmen und mitei-
nander redeten. Erfahren werde ich 
es nie. Immerhin erfahre ich, dass 
Bobrowski in Willkischken seine 
Freundin Johanna Buddrus ken-
nenlernte, die aus dem winzigen 
Dorf Motzischken stammte, das 
vier Kilometer entfernt liegt und 
heute Mociskiai heißt.  

Das Haus der Großeltern (Foto) 
steht noch, es befindet sich kaum 
einhundert Meter von der evangeli-
schen Kirche entfernt. Ein neuer 
Besitzer hat sich inzwischen an den 
großzügigen Ausbau gewagt. Es 
entsteht ein moderner, geräumiger 
Bau, der von einem Besuch zum 
anderen wächst und mittlerweile 
längst fertig sein dürfte. Das macht 
die neue Zeit, in der die Europäi-
sche Union und die Partnerschaf-
ten der Kommunen einen beachtli-
chen positiven Einfluss ausüben, 
möglich.  

 
 

Entnommen aus:  
Alexander Richter-Kariger:  
Der Fall Brüsewitz, Lebensstati-
onen, 1929 – 1964, 420 Seiten.  
Preis 22 Euro, zahlreiche Fotos 
und Dokumente. Erschienen 2016 
im Taschenbuchverlag firstminute 
(www.first-minute-buecher.de) in  
 
 

Willkischken und auch Wischwill, 
der spätere Wohnort der Familie 
Brüsewitz, gehören – im Gegen-
satz zu Tilsit und Königsberg, die 
nun beide russisch sind – zur Re-
publik Litauen. In Wischwill wer-
den das Gedenken an Oskar 
Brüsewitz sowie die Geschichte 
des Ortes in einer kleinen Ausstel-
lung weiter sorgfältig bewahrt. In 
Willkischken befindet sich die 
Kirche, in der Oskar Brüsewitz ge-
tauft worden ist.  Tom Haltern 

Ein besonderer Dank 
und weitere Wünsche 
Persönliche Worte für Verlei-
hung der Ehrennadel 
 

Mit großer Freude habe ich die Eh-
renurkunde für 25 jährige Mitglied-
schaft verbunden mit dem Golde-
nen Ehrenabzeichen erhalten. Für 
die Bemühungen um alle vom 
DDR-Unrecht Betroffenen möchte 
ich hier nochmal besonderen Dank 
sagen und für die künftige Arbeit 
viel Erfolg wünschen. 

Leider sind meine Aktivitäten al-
tersmäßig und gesundheitlich ein-
geschränkt. Als Dank werde ich 
demnächst wieder eine Spende 
überweisen. 

Nochmals herzlichen Dank 
Wilhelm Sperling 

 

Diese Gesten tun dem 
Verband sehr gut 
VOS erhält erfreulicherweise 
hohe Spendensummen 
 

Im Zeitraum Juni/Juli 2017 hat die 
VOS zwei Spenden á 300 Euro und 
eine Spende á 500 Euro bekommen. 
Die Spende über 500 Euro kam von 
der Kameradin aus Salzburg, mit der 
sich der Bundesgeschäftsführer der 
VOS im Januar zu einem unterhalt-
samen Frühstück in Berlin getroffen 
hat, worüber später in der Fg berich-
tet wurde. 

Mit einer Spende über 300 Euro 
bedachte Kamerad Manfred Schulz 
aus Hameln die VOS. Er hatte sich 
vor kurzem bei unserem Bundesge-
schäftsführer beschwert, dass er kei-
ne Freiheitsglocke und keine Nach-
richten aus dem Verband mehr be-
kommt und deshalb eine Spende 
von 300 € an den Stacheldraht ge-
leistet. Daraufhin erklärte ihm Hugo 
Diederich die neue Erscheinungs-
weise der Freiheitsglocke und sand-
te ihm die ausgebliebenen Exempla-
re zu. 

Kamerad Schulz, der früher bereits 
hohe Beträge gespendet hat, bedach-
te die VOS nunmehr ebenfalls mit 
einer finanziellen Zuwendung von 
300 Euro. 

Hugo Diederich, dem als Bundes-
geschäftsführer die Finanzverwal-
tung unseres Verbandes obliegt, äu-
ßerte sich nach diesen „Transaktio-
nen“ sehr angetan: „Es tut gut, wenn 
man nicht nur mit Ausgaben zu tun 
hat, sondern einem die Mitglieder 
mal etwas Gutes tun.“ Fg/ BGS 
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Wir trauern um
Alwin Wilhelm Berndt Bezirksgruppe Cottbus
Karl-Heinz Leitgebel Bezirksgruppe Erfurt
Henry Katarschinski Bezirksgruppe Hessen- Rheinland/Pfalz
Günter Lehmann Bezirksgruppe Magdeburg
Helmut Lorenz Bezirksgruppe Reichenbach-Vogtland
Günter Schreiber Bezirksgruppe Brandenburg
Otto Liepe Bezirksgruppe Brandenburg
Arnold Roller Bezirksgruppe Reichenbach-Vogtland
Die VOS wird ihnen ein ehrendes 
Gedenken bewahren

Das ist ein undurch-
sichtiges Verhalten 
Mögen die verantwortlichen 
Politiker in Neubrandenburg 
keine Blumen? 
Unser VOS-Kamerad Uwe Schmu-
cker bot der Stadt Neubrandenburg 
eine großzügige Blumenzwiebel-
spende an, um der Opfer, die den 
Freitod 1945 im Neubrandenburger 
Tollensesee gesucht hatten zu ge-
denken. Die Stadt Neubrandenburg 
hat jedoch bis heute nicht über die 
Annahme der Schenkung entschie-
den. Hier wird geäußert, man sei 
politisch noch nicht so weit und 
gärtnerisch sei alles noch nicht ge-
regelt. Der Oberbürgermeister (par-
teilos) bezieht keine Position. Die 
Stadtpräsidentin (Die Linke) will 
genau wissen, wessen man da ge-
nau gedenken will. Piraten und 
Grüne zweifeln gar, ob es in die 
Gedenk-Landschaft der Stadt passt. 
Einzig die CDU bekennt sich zu 
den vielen namenlosen und un-
schuldigen Opfern, die aus Ver-
zweiflung den Freitod wählten, um 
den Gewalttaten der „Befreier“ zu 
entgehen.  

Ich und weitere Neubrandenbur-
ger sehen im Verhalten der Neu-
brandenburger StadtvertreterInnen 
ein beschämendes Verhalten. Was 
jedoch nicht neu ist in Neubran-
denburg. Erinnert sei hier, dass die 
Neubrandenburger Verwaltung 
Mitglieder der VOS im Juli 2016 
im Regen stehen ließen und sich bis 
heute unfähig zeigen, sich offiziell 
für dieses Verhalten zu entschuldi-
gen. Unser Bundesvorsitzende Det-
lef Chilla sagt hierzu: „Zollt den 
über Jahrzehnte für Freiheit und 
Demokratie sich einsetzenden Frei-
heitskämpfern 
Respekt, denn sie 
gingen durch die 
Hölle der Dikta-
tur, und ohne sie 
hätte es keine 
Friedliche Revolu-
tion gegeben.“ Ich 
erweitere sein 
Statement um die 
Forderung an alle 
demokratischen 
Politiker EHRT 
ALLE OPFER 
DER DIKTATU-
REN!  

André Rohloff 

Ein traurig  
machender Anruf 
Lisbeth Krause verstorben
Aus dem Juni-Tagebuch des VOS-
Aktivisten Gustav Rust, der noch 
immer seinen historischen Stand in 
Berlin am Reichstag hat. 
Erst um 9:00 Uhr aufgestanden ... 
Um 10:40 Uhr mit der Bahn Rich-
tung Reichstag gefahren, wo ich 
weiterhin meinen Stand habe. Um 
12:00 Uhr brennt zum Gedenken 
eine Fackel. Ein Ehepaar aus 
Mainz spendet 5,- EUR ... Es ist 
erstklassiges Wetter, eigentlich 
aber schon wieder zu warm ... Um 
14:10 Uhr packe ich ein 
und fahre zurück. Ich 
versuche zu Hause Ka-
meradin Lisbeth Krause, 
deren neue Adresse ich 
gerade erst herausbe-
kommen habe, per Tele-
fon zu erreichen. Es ist 
ein Seniorenheim, wo 
ich anrufe. Daher nimmt 
eine Schwester den Hö-
rer ab. Sie weiß nicht, 
um was es geht, und da-
her muss ich fast einen 
Roman erzählen, um mein Anlie-
gen zu erklären. Diese Neugier bei 
Frauen, denke ich …!

Leider erfahre ich dann, dass 
Lisbeth kürzlich verstorben ist. 
Das stimmt mich melancholisch. 
Immerhin kommt sie mit ihrem 
Schicksal in einem meiner Bücher 
("In den Fängen...") vor. Es geht 
dabei um das Thema Vertreibung 
und Verfolgung. 

Ein leichtes Schicksal hatte sie 
nicht. Aber trotz allem wurde sie 
89 Jahre alt, und das finde ich 
dann doch wieder recht tröstlich.  

Gustav Rust 

Ein Besuch, der nicht 
ohne Wehmut war 
Der verdiente Kamerad Benno 
Prieß starb vor zwei Jahren, 
aber er ist nicht vergessen 

 Ich hatte vorige Woche einen 
Kardiologentermin in Calw und 
habe damit gleich einen Besuch bei 
Helga Prieß, der Witwe von Benno 
Prieß; gemacht, so hält man doch 
eine alte Verbindung.  

Später suchte ich Fotos heraus. Es
waren die letzten Fotos, als es Ben-
no noch einigermaßen gut ging. Ei-
ne Russenuniform aus seinem Be-

sitz wurde dem DDR-Museum in 
Pforzheim übergeben.  

Herzliche Grüße von Rosel Werl 
Anm.: Die VOS erinnert sich gern 
an Benno Prieß. Er war zweimal 
mit dem Verdienstkreuz ausge-
zeichnet worden und gern gesehe-
ner Gast beim damaligen Bundes-
präsidenten Köhler. Seine Bücher 
enthalten Namen und Daten von 
Verurteilten, die ansonsten verlo-
rengegangen wären. 

Der Verband dankt Kameradin 
Werl für diese Initiative. Das Foto 
zeigt Benno Prieß als zuversichtli-
chen Kameraden. 



Jeden Morgen zwischen 5 bis 6 Uhr 
wartete ich auf das Klingeln der Stasi 
Fritz Schaarschmidt bedankt sich für die Glück-
wünsche der VOS zu seinem Geburtstag  
 

Danke, lieber Kamerad Hugo für deinen netten Geburts-
tagsbrief zu meinem 75. Geburtstag. Also Dank auch an die 
VOS. In dem Brief schreibst du, ich könnte aufgrund meiner 
Erlebnisse ja auch mal ein Buch schreiben.  

Nun, ich habe Schlimmes erleben und durchstehen müssen 
in drei Jahren Schikanen und Repressionen, nur weil wir die 
Sowjetzone (als Handwerker!) verlassen wollten, und dies 
vor allem im Hinblick auf unsere Tochter. Sie sollte nicht 
im Betonstaat Ost-Zone weiter wie bisher leben und sich 
anpassen müssen. Wie bekannt (siehe meine Rubriken auf 
www.DDR-Ausreise.de) wurde ihr die Zulassung zur EOS 
(Erweiterte Oberschule, damals Gymnasium) storniert, in-
dem man sie am ersten Schultag regelrecht rausgschmissen 
hatte. Die Leitung der EOS war über unser Ausreiseersu-
chen noch nicht informiert gewesen. 

Im Westen angekommen, schien die seelische Erkrankung 
aufgrund der Repressalien der DDR-Behörden meiner Gat-
tin mit Hilfe der Ärzte in der Klinik fast geheilt. Dies erwies 
sich jedoch als Trugschluss. Weder die Ärzte noch ich hat-
ten den wirklichen Zustand bemerkt. Heute, wo es zu spät 
ist, weiß ich über das Krankheitsbild und die tiefgehenden 
Ursachen mehr. 

Auch für meine Tochter war der Weg nicht leicht. Sie ist 
inzwischen als „Verfolgte Schülerin“ anerkannt. In der 
DDR musste sie eine Zwangslehre bei der Reichsbahn be-
ginnen, die sie mit ungeheurem Fleiß abschloss. Hier im 
Westen konnte sie – ohne eine Gesinnungsprüfung und ohne 
Sippenhaft für die Pläne ihrer Eltern – das Abitur ablegen 
und in Würzburg studieren. Ihr Diplomzeugnis Architekt 
erhielt sie an der Uni in Dresden, nachdem dies durch die 
Wiedervereinigung möglich geworden war. 

Ich schreibe das vor allem, weil man mich selbst heute 
immer wieder fragt: „Wieso seid ihr als Handwerker aus der 
DDR raus? Euch ging es doch gut ...“  

Es sind halt die ewig Angepassten von damals, die so re-
den. Diese Mitläufer und Duldsamen hätten auch noch wei-
tere vierzig Jahre hinter Mauern ausgehalten ...  

Und ich sage offen, wir hatten Glück, nicht inhaftiert zu 
werden. Jeden Morgen zwischen 5 bis 6 Uhr wartete ich auf 
das Klingeln ... Aber der Knast war wohl schon zu voll, oder 
die SED/ Stasi arbeitete schon an einem Plan B für unsere 
endgültige Zersetzung.  

Ja, ich würde in einem fiktiven Buch über meine Zeit nach 
dem Bombenangriff auf Dresden schreiben. Ebenso über die 
Schuleinführung 1949 in die sozialistische Bildunsgwelt, 
wie auch über die Erinnerungen an den Volksaufstand vom 
Juni 1953 in Dresden mit dem Marsch der Arbeiter ins Zent-
rum der Stadt. Auch die Berichte im Forum von Wolfgang 
Mayer und meine Lehrzeit als Elektromonteur im VEB 
Energieversorgung Dresden 1958 bis 1962 dürften nicht un-
erwähnt bleiben. Ich schloss mit einem Sehr gut ab und ar-
beitete als Meister im gleichen Betrieb. Später die Ausbil-
dung zum Handwerksmeister und die Kündigung in „mei-
nem“ VEB, da ich sonst in die SED gemusst hätte. 

Nochmals danke und herzliche Grüße an alle weiterhin 
Widerständigen, Dein/ euer Kamerad Fritz 
 

Nachtrag: Verspätete Glückwünsche und Dank für die vie-
len Aktivitäten und die Treue zu unserem Verband – ARK 
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